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Abhandlungen

25 Jahre wehrverfassungsrechtlicher 
Parlamentsvorbehalt

Ulrich Hufeld*

I. Tradition und Gegentradition

Vor gut 25 Jahren, am 12. Juli 1994, hat das Bundesverfassungsgericht ein 
historisches Urteil verkündet, eine restaurative Jahrhundertentscheidung. 
Die auf die Streitkräfte bezogenen Regelungen des Grundgesetzes seien 
darauf angelegt, die Bundeswehr als „Machtpotential“ nicht allein der 
Exekutive zu überlassen, sondern als „Parlamentsheer“ in die demokra-
tisch rechtsstaatliche Verfassungsordnung „einzufügen“.1 Der Parlaments-
vorbehalt entspreche „seit 1918 deutscher Verfassungstradition“.2

Rund hundert Jahre nach 1918 und ein Vierteljahrhundert nach seiner 
Verkündung zeigt sich noch klarer: Das Urteil hat die richtige, die gute 
Tradition wiederbelebt und mit einer allzu langen Gegentradition des Un-
glücks gebrochen. Nach dem weltpolitischen Umbruch 1989/90 war das 
Gericht aufgerufen, Deutschlands Grundgesetz der Rück- und Kontrast-
bezüge3 zu vervollständigen. Das verfassungsgeschichtliche Argument 
knüpft an die Fundamentalreform vom 28. Oktober 19184 an. Fortan war 
die Kriegserklärung des Kaisers (Art. 11 Abs. 2 RV), dann des Reichsprä-
sidenten (Art. 45 Abs. 2 WRV) von parlamentarischer Zustimmung abhän-
gig – „eingefügt“ in die parlamentarisch kontrollierte Ordnung. Aber erst 
die Traditionsbekundung im Jahr 1994 kappte endgültig die unglückselige 
Gegentradition.

* Der Autor ist Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht und Steuerrecht an der
Helmut-Schmidt-Universität / Universität der Bundeswehr Hamburg.

1  BVerfGE 90, 286 (381 f.); den Ausdruck „Parlamentsheer“ hat der Senat seinerseits in 
Anführungszeichen gesetzt.

2  BVerfGE 90, 286 (383).
3  Horst Dreier, Deutschland, in: Armin von Bogdandy/Pedro Cruz Villalón/Peter M. 

Huber (Hrsg.), Handbuch Ius Publicum Europaeum, Bd. I, Grundlagen und Grundzüge 
staatlichen Verfassungsrechts, 2007, § 1 Rn. 6 f.

4  Gesetz zur Abänderung der Reichsverfassung v. 28.10.1918, RGBl. S. 1274.
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Als Ernst Rudolf Hubers Buch „Heer und Staat in der deutschen Ge-
schichte“ 1943 in zweiter Auflage erschien, lag nicht nur das parlamen-
tarische Regierungssystem in Trümmern. Das Vorwort zur Neuauflage 
datierte auf den 22. Januar 1943. In diesen Tagen ging die Schlacht um 
Stalingrad ihrem Ende entgegen. Indessen verfocht Huber auf 450 Sei-
ten unerschütterlich seine „These von der staatsbildenden Kraft des Hee-
res“. Im „gemeinsamen militärischen Einsatz der deutschen Stämme“ sei 
1870/71 „die innere Einheit des deutschen Volkes begründet“ worden.5 
Das Militär begegnet bei Huber nicht als pouvoir constitué, sondern als 
pouvoir constituant. Als „verfassungstragendes Element“6 kann es sich 
nicht einfügen, mag es auch 1871 Adressat einer Verfassung geworden 
sein: „Trotz dieser äußeren Einfügung war die Wehrordnung den allge-
meinen Verfassungsprinzipien nicht untergeordnet. […] Die inneren Ten-
denzen der Wehrordnung waren also der föderalistisch-konstitutionellen 
Verfassung gegenläufig. […] Souverän ist, wer über die Wehrmacht gebie-
tet.“7 Bis 1916 vermochten „die Siege der Wehrmacht in den Verfassungs-
konflikten Preußens und des Reiches“ die Parlamentsherrschaft abzuweh-
ren und die Integrität des Staates zu erhalten – ab 1916 aber „wurde im 
Weltkrieg die Wehrmacht, während sie alle Kraft für den Abwehrkampf 
nach außen einzusetzen hatte, gezwungen, zugleich den Kampf gegen die 
Gefahr der Parlamentarisierung nach innen aufzunehmen“.8 Mit der Ent-
lassung Ludendorffs war die „Unterwerfung der Wehrordnung unter das 
parlamentarische Prinzip“ nicht mehr aufzuhalten, war „das Heer in ein 
Parlamentsheer verwandelt“.9 Das Gesetz vom 28. Oktober 1918 trug – so 
Ernst Rudolf Huber – „verfassungsvernichtenden Charakter“, mit ihm 
vollendete sich „der Sieg der westeuropäischen parlamentarischen Demo-
kratie über das deutsche Kaisertum“.10

In dieser Perspektive war die Westintegration der Bundesrepublik11 erst 
mit dem Urteil vom Juli 1994 abgeschlossen. Streitgegenstand war die Be-
teiligung deutscher Streitkräfte an VN-mandatierten Missionen im ehema-
ligen Jugoslawien und in Somalia. Involviert war nicht mehr die Bundes-

  5  Ernst Rudolf Huber, Heer und Staat in der deutschen Geschichte, 2. Aufl. 1943, S. 245. 
Dazu Jörg Echternkamp, Staat, Volk und Militär in Ernst Rudolf Hubers verfassungsge-
schichtlichem Beitrag zur Mobilisierung der NS-Volksgemeinschaft: Vom Primat der Wehr-
verfassung zur „völkischen Wehrgemeinschaft“, in: Ewald Grothe (Hrsg.), Ernst Rudolf 
Huber. Staat – Verfassung – Geschichte, 2015, S. 229 ff., bes. 248 ff.

  6  Huber (Fn. 5), S. 246.
  7  Huber (Fn. 5), S. 245.
  8  Huber (Fn. 5), S. 436.
  9  Huber (Fn. 5), S. 441.
10  Huber (Fn. 5), S. 440 f.
11  Zur (parallelen) Verfassungsentwicklung: Hasso Hofmann, Die Entwicklung des 

Grundgesetzes von 1949 bis 1990, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, 3. Aufl. 2003, § 9 Rn. 39 ff.; Otto Luch­
terhandt, Die staatliche Teilung Deutschlands, ebd., § 10 Rn. 31 ff.
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wehr aus der Zeit des Kalten Krieges, eine Bundeswehr der „waffenlosen 
Dienstleistungen“,12 sondern eine Armee im Einsatz. Und das nicht „zur 
Verteidigung“ (Art. 87a Abs. 2 GG), sondern in territorial ausgreifenden 
Bündnis-Missionen der NATO und der WEU. Mehr Machtanspruch „des 
Westens“ war nicht vorstellbar. In dieser Lage erhob sich die Frage, ob 
die kaiserliche Gegentradition subkutan fortlebt im gubernativen Kom-
petenztitel. In alter, quasi naturgesetzlicher Exekutivtradition berief sich 
die Bundesregierung schlicht und spröde auf das Prinzip der Gewaltentei-
lung und ihr Regierungsmandat. Ihr komme die Entscheidung über den 
Einsatz der Streitkräfte zu, wie sich aus Art. 20 Abs. 3 in Verbindung mit 
Art. 65 GG ergebe.13

II. Außeneinsatz der Streitkräfte kraft staatlich-politischer  
Autorität des Parlaments

Ernst Rudolf Huber glaubte einen „gefährlichen Abweg“ beschritten, als 
man dem Reichstag gestattete, in „Fragen der Kriegsführung überhaupt 
eine Meinung zu äußern“. Die Entwicklung der Jahre 1916/17 habe den 
„tiefen Sinn“ des Wortes Ernst Jüngers erhellt: „Der Angriff auf die Au-
torität beginnt durch Akklamation“.14 Von der altkonservativen Idee, dass 
staatliche Autorität in der „großen“, also der auswärtigen Politik, letztlich 
aber alle Staatlichkeit allein der Exekutivgewalt anvertraut sei, löst sich 
das Grundgesetz und mit ihm das Urteil vom Juli 1994 radikal. Der wehr-
verfassungsrechtliche Parlamentsvorbehalt setzt den Deutschen Bundestag 
nicht als Vertretung der „gesellschaftlichen Kräfte e.V.“ ein, nicht als Ak-
klamationsorgan, sondern als staatlich-politische Autorität. Das ist sein 
tiefer Sinn. Er vollendet, geschichtlich betrachtet, die Verstaatlichung des 
Parlaments und die Parlamentarisierung der Staatsgewalt.

1. Das Mutterurteil 1994

Insoweit markiert die Entscheidung von 1994 eine verfassungsgeschicht-
liche Wendemarke,15 und im Hinblick auf ihre epochemachende Bedeu-
tung soll sie knapp rekonstruiert werden. Das Urteil ist der Ausgangs-
punkt einer facettenreichen Entwicklung. Streitbefangen waren seinerzeit 

12  BVerfGE 90, 286 (380).
13  Vortrag der Bundesregierung: BVerfGE 90, 286 (330).
14  S. 429 mit Jünger-Zitat (ohne Fundstelle).
15  Zur kritischen Rezeption unmittelbar nach dem Urteil der Überblick bei Robert A. 

P. Glawe, Organkompetenzen und Handlungsinstrumente auf dem Gebiet der nationalen 
Sicherheit, 2010, S. 109 ff. (Nachw.); Speerspitze der Kritik: Gerd Roellecke, Bewaffnete 
Auslandseinsätze – Krieg, Außenpolitik oder Innenpolitik?, Der Staat 1995, S. 415 (423 ff.): 
„Ein verfassungsänderndes Urteil des Bundesverfassungsgerichts“.
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die Seeraumüberwachung im Mittelmeer zur Kontrolle eines Handelsem-
bargos gegen die Föderative Republik Jugoslawien, eine Aktion der NATO 
und der WEU mit Beteiligung der Bundesmarine zur Durchführung einer 
VN-Resolution; die Überwachung des Luftraums über Bosnien-Herzego-
wina mit AWACS-Fernaufklärern zur Durchsetzung des von den Verein-
ten Nationen verhängten Flugverbots; und die Mitwirkung der Bundes-
wehr an der VN-Mission UNOSOM II, einer vom Sicherheitsrat aufge-
stellten Streitmacht zur Herstellung friedlicher Verhältnisse in Somalia.16

a) Dissens, Stimmengleichheit und Konsens im Zweiten Senat

Das Gericht hatte mit vier verbundenen Organstreitverfahren zu tun. 
Damit war die Zuständigkeit des Zweiten Senats begründet (§ 14 Abs. 2 
BVerfGG), des Spruchkörpers, der 1993 im Konsens über den Maastrichter 
Unionsvertrag entschieden hatte. In Sachen „Auslandseinsätze der Bun-
deswehr“ – auch: „AWACS/Somalia“ oder „out of area“ – befand der Senat 
in fast gleicher Besetzung; nur auf einem Richterplatz und im Senatsvorsitz 
hatte Jutta Limbach inzwischen Ernst Gottfried Mahrenholz abgelöst; und 
zuständig als Berichterstatter war, wie schon für das „Maastricht-Urteil“, 
Paul Kirchhof. Der Vorjahreskonsens jedoch zerbrach mehrfach. Der Ab-
schnitt D17 verzeichnet eine 5 zu 3-Abstimmung18 und zwei 7 zu 1-Ab-
stimmungen.19 Vor allem aber integrierte das Urteil (im Abschnitt C III 
zu Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG) das 4 zu 4-Patt in der Frage, ob NATO- und 
WEU-Vertrag „auf Räder gesetzt“ seien, wenn diese Abkommen nunmehr 
– nach dem „großen weltpolitischen Umbruch in den Jahren 1989/90“ – 
auch die „friedenssichernden und friedensschaffenden Maßnahmen in 
Drittländern unter der Ägide der Vereinten Nationen“ ermöglichen und 
rechtfertigen sollen.20

Ein weiterer Dissens kam hinzu. Ernst-Wolfgang Böckenförde und Kon­
rad Kruis verfochten die Auffassung, dass der Antrag der F.D.P.-Fraktion 

16  BVerfGE 90, 286 (305 ff., 309 f., 310 ff.). Umfassende Dokumentation der Verfahren 
(BVerfGE 89, 38: einstweilige Anordnung; BVerfGE 90, 286: Hauptsache) mit allen Schrift-
sätzen und Tonband-Wortprotokollen: Klaus Dau/Gotthard Wöhrmann, Der Auslandsein-
satz deutscher Streitkräfte, 1996.

17  BVerfGE 90, 286 (390).
18  Betreffend die Übertragung von Operational Control auf den Oberbefehlshaber von 

UNOSOM II: durch das Zustimmungsgesetz zur VN-Charta gedeckte Beschränkung von 
Hoheitsrechten, BVerfGE 90, 286 (352 f.).

19  Betreffend Operational Control der NATO-Kommando-Behörden im Rahmen ei-
ner Aktion der VN, BVerfGE 90, 286 (355), und die Stellung eines deutschen Truppenkon-
tingents für die VN-Aktion im Einklang mit Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG, BVerfGE 90, 286 
(378 ff.).

20  Zitate aus dem Abschnitt der Senatsmitglieder, die insoweit die Entscheidung nicht 
trugen, der Richterin Limbach und der Richter Böckenförde, Kruis und Sommer: BVerfGE 
90, 286 (372 f.).
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als unzulässig hätte verworfen werden müssen. Diese, im zwölften Bun-
destag die Koalition und die Regierung Kohl/Kinkel tragende Fraktion sei 
an der prozessstandschaftlichen Verteidigung von Rechten des Parlaments 
gegen Übergriffe der Regierung nicht interessiert, sie wolle den politischen 
Konflikt über Notwendigkeit und Inhalt einer Verfassungsänderung „ge-
wissermaßen durch ein Gutachten entscheiden lassen“.21 Der Senat ent-
schied mehrheitlich anders.22

Unumstritten war im Senat der prozessuale Anspruch der oppositionel-
len SPD-Fraktion, die Regierungshoheit über Auslandseinsätze der Bun-
deswehr jenseits der Landes- und Bündnisverteidigung streitig zu stellen. 
Gänzlich unproblematisch war aber wiederum nur der SPD-Hilfsantrag 
mit seiner Rüge, dass „die nach der Grundentscheidung des Grundgeset-
zes für die parlamentarische Bindung des Einsatzes von Streitkräften not-
wendige parlamentarische Zustimmung fehle“.23 Der Senat stützte die An-
tragsbefugnis in dritter Linie auf das Zustimmungsrecht und die Mög-
lichkeit seiner Verletzung. In erster und zweiter Linie bahnten sich die 
Prozessstandschafter ihren Weg über die „Gesetzgebungsbefugnisse des 
Bundestages im Bereich der auswärtigen Angelegenheiten“ aus Art. 59 
Abs. 2 und Art. 24 Abs. 1 GG und über die „Rechte des Bundestages als 
verfassungsändernder Gesetzgeber“.24 Die Zulässigkeit des Organstreits 
war 1994 so ungewiss wie die parlamentarische Mitsprache über Vertrags-
fortbildung und Einsatzmandat.

b) Außenwirksame Machtposition im auswärtigen Bereich

Prädominante Macht der Regierung in der auswärtigen Politik – eine un-
einnehmbare Festung? Das trojanische Pferd näherte sich vonseiten der 
Wehrverfassung.25 Das Diktum im Urteil, Außenpolitik sei eine Funktion 
der Regierung,26 ließ noch keine Eroberungslust erkennen. Die kunstvolle 
Tarnung erklärt die irritierten Deutungsversuche: einerseits die Annahme, 
der Senat habe das Mitwirkungsrecht des Bundestages beim Auslandsein-
satz der Bundeswehr als „rein interne Zustimmung zu einer Regierungs-

21  Sondervotum Böckenförde/Kruis, BVerfGE 90, 390 (394); vgl. die kritischen Rück-
fragen des Bundesverfassungsrichters Böckenförde an den Prozessbevollmächtigten der 
F.D.P.-Fraktion Edzard Schmidt-Jortzig in der mündlichen Verhandlung, dokumentiert 
bei Dau/Wöhrmann (Fn. 16), S. 683 ff.

22  BVerfGE 90, 286 (338 ff.).
23  BVerfGE 90, 286 (319).
24  BVerfGE 90, 286 (337).
25  Die Schlüsselpassage: „Während die auswärtige Gewalt von der Verfassung weitge-

hend dem Kompetenzbereich der Exekutive zugeordnet wird (oben III.), sehen die grund-
gesetzlichen Regelungen über die Wehrverfassung für den Einsatz bewaffneter Streitkräfte 
grundsätzlich eine Beteiligung des Parlaments vor“, BVerfGE 90, 286 (381), dort auch der 
Klammerzusatz.

26  BVerfGE 90, 286 (357).
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handlung“ der Außenpolitik verstanden,27 andererseits die Lesart, das 
Gericht habe den wehrverfassungsrechtlichen Parlamentsvorbehalt „nicht 
zum Bereich der auswärtigen Gewalt“ gezählt.28 Beides trifft nicht zu. In-
dem der Senat auswärtige Gewalt und Wehrverfassung nur unterschied, 
aber nicht trennte, zudem „konstitutive“ Parlamentsgewalt feststellte,29 
öffnete sich der Weg in die Festung und etablierte sich eine Machtposition 
des Bundestages im auswärtigen Bereich.

Ausführlich erörtert das AWACS/Somalia-Urteil das Zusammenwir-
ken von „Parlamentsentscheid“, Wehrverfassung und auswärtiger Gewalt. 
Das Grundgesetz knüpfe an die Feststellung des Verteidigungsfalles ne-
ben notstandsrechtlichen auch wehrverfassungsrechtliche und den Bereich 
der auswärtigen Gewalt betreffende Rechtsfolgen; in der Hand des Bun-
deskanzlers konzentriere sich militärische und auswärtige Gewalt.30 Im 
Bündnisfall ergänzen sich die abstrakte Einsatzerlaubnis durch Vertrags-
gesetz und die konkrete Einsatzentscheidung, unbestreitbar Vorgänge „im 
Bereich der auswärtigen Beziehungen“.31 Und das Mitwirkungsrecht des 
Bundestages behandelt der Senat nicht als zuständigkeitsrechtliches Inter-
num, nicht als innenrechtliche Beschränkung einer nach außen souveränen 
Regierung, sondern als außenwirksame „konstitutive“ Rechtsposition, 
unmittelbar bezogen auf „den militärischen Einsatz von Streitkräften“.32 
Ausdrücklich distanziert sich der Senat von einem Ausdrücklichkeitsge-
bot. Seit der Aufhebung des vormaligen Art. 59a GG (1956–1968) sei der 
Parlamentsvorbehalt für die Feststellung des Verteidigungsfalles „ledig-
lich nicht mehr ausdrücklich bestimmt; der Sache nach sollte er nicht ent-
fallen“.33 Urteilsdramaturgisch und sachlich schließt das Gericht an das 
Pershing-Urteil an: „Geschichtlich gesehen“, so der Senat 1984 und 1994, 
folge das Mitwirkungsrecht in jeweiliger Ausprägung der „Tendenz zur 
verstärkten Parlamentarisierung der auswärtigen Gewalt“.34 Aus der jün-

27  Andreas L. Paulus, Die Parlamentszustimmung zu Auslandseinsätzen nach dem Par-
lamentsbeteiligungsgesetz, in: Dieter Weingärtner (Hrsg.), Einsatz der Bundeswehr im 
Ausland, 2007, S. 81 (100).

28  Thomas Kleinlein, Kontinuität und Wandel in Grundlegung und Dogmatik des wehr-
verfassungsrechtlichen Parlamentsvorbehalts, AöR 2017, 43 (59 f. mit weiteren Nachw. in 
Fn. 77); auch Volker Röben, Der Einsatz der Streitkräfte nach dem Grundgesetz, ZaöRV 
2003, S. 585 (593).

29  BVerfGE 90, 286 (383); vgl. auch S. 385: „Das Grundgesetz behält dem Parlament 
hinsichtlich der Streitkräfte jedoch nicht nur die Kontrolle und eine grundsätzliche Steue-
rung von Planung und Entwicklung vor, sondern auch konkrete Entscheidungen über de-
ren Verwendung“.

30  BVerfGE 90, 286 (385 f.).
31  BVerfGE 68, 1 (85), bezogen auf Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG; BVerfGE 90, 286 (387) zur 

Zweistufigkeit aus grundsätzlicher Billigung der Beistandsverpflichtung durch Vertragsge-
setz und konkreter Einsatzentscheidung.

32  BVerfGE 90, 286 (383).
33  BVerfGE 90, 286 (383).
34  BVerfGE 68, 1 (85); BVerfGE 90, 286 (357).
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geren Tradition seit 1956 (Art. 59a GG) und über 1968 hinaus („lediglich 
nicht mehr ausdrücklich“) sowie aus der älteren Tradition „seit 1918“ er-
wächst „das Prinzip eines konstitutiven Parlamentsvorbehalts“.35

In der Grundlegung 1994 zeichnet sich deutlich genug ab, dass die wehr-
verfassungsrechtliche Parlamentsmacht zuallererst als Vorbehalt in der 
auswärtigen Politik begriffen werden muss. Das Urteil postuliert rechts-
erheblichen Einfluss auf die „Verwendung der Streitkräfte“, parlamenta-
rische Hoheit über das „Machtpotential“ Bundeswehr.36 Das AWACS/
Türkei-Urteil 2008 kann daraus mühelos „ein wirksames Mitentschei-
dungsrecht des Deutschen Bundestages in Angelegenheiten der auswärti-
gen Gewalt“ formen und letzte Zweifel an dessen Außenwirksamkeit und 
Außenpolitikcharakter ausräumen: „Das Grundgesetz hat die Entschei-
dung über Krieg und Frieden dem Deutschen Bundestag als Repräsentati-
onsorgan des Volkes anvertraut“.37

c) Wesentlichkeit der Parlamentsbeteiligung

Hat das Bundesverfassungsgericht den Bundestag mit einem Mitwir-
kungsrecht beim Einsatz bewaffneter Streitkräfte abgefunden und ent-
schädigt? Hat es gar sich selbst beruhigt und eine großzügig-exekutivi-
sche Auslegung der Art. 59 Abs. 2, Art. 24 Abs. 2 GG ausgeglichen? Der 
Gedanke liegt nahe. Denn die Bundeswehr wird im Urteil von 1994 zu-
allererst in Systeme kollektiver Sicherheit und damit suprastaatlich „ein-
geordnet“ – erst danach als Parlamentsheer demokratisch rechtsstaat-
lich „eingefügt“. Der Begriff der Einordnung entstammt Art. 24 Abs. 2 
GG.38 Mit ihm hat der Verfassunggeber die staatlich-souveräne Militär-
hoheit von Anfang an mit ihrer Beschränkung zusammengedacht (Art. 24 
Abs. 2 Halbs. 2 GG) und die existenzsichernde Formel „Landesverteidi-
gung als Bündnisverteidigung“39 vorgedacht. Die „Bündniszugehörig-
keit der Bundesrepublik Deutschland und der sich daraus für Deutsch-

35  BVerfGE 90, 286 (382 f.); dazu Paulus (Fn. 27), S. 85, kritisch, doch bleibe die teleo-
logische Ausweitung der Parlamentszustimmung (Art. 115a, Art. 87a Abs. 4 GG) „im Rah-
men einer zulässigen weiten Verfassungsinterpretation“; Udo Di Fabio, Gewaltenteilung, 
in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. II, 3. Aufl. 2004, § 27 Rn. 71: „Schritt notwendiger Entfaltung der Verfas-
sung“; Bundesverfassungsrichter Konrad Kruis in der mündlichen Verhandlung (20.4.1994), 
Dau/Wöhrmann (Fn. 16), S. 872: „Wir könnten aber einmal unter Gewaltenteilungsgesichts-
punkten auf einen ungeschriebenen Zustimmungsvorbehalt stoßen“.

36  BVerfGE 90, 286 (382).
37  BVerfGE 121, 135 (153).
38  Ausführlich Heiko Sauer, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 24 

Rn. 253 ff. (Stand Mai 2019).
39  Zur Einheit der „Landes- und Bündnisverteidigung“ das Weißbuch der Bundesregie-

rung zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr, 2016, S. 91 u.ö.
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land ergebende Schutz“40 bewirken allerdings zugleich – nach der kano-
nisch gewordenen Wendung im Mutterurteil 1994 – „die Übernahme der 
mit der Zugehörigkeit zu einem solchen System typischerweise verbun-
denen Aufgaben und damit auch für eine Verwendung der Bundeswehr 
zu Einsätzen, die im Rahmen und nach den Regeln dieses Systems statt-
finden“.41 Die Einordnungsentscheidung des Bundes wird zwar parla-
mentarisch gebilligt (Art. 59 Abs. 2 GG), setzt aber die in den Systemen 
kollektiver Sicherheit dominante Exekutivgewalt frei.

Von „Einordnung“ dieser Fasson hat ein Parlament wenig zu erhoffen. 
Sie verweist auf zwischenstaatliche Sicherheitssysteme, auf Regierungs-
bündnisse in der Staatenwelt und deren je eigene Bündnislogik, auf die 
„feingesponnene Welt diplomatischer Beziehungen“.42 Sie verweist nicht 
auf die Binnenordnung Deutschlands und sein Staatsorganisationsrecht. 
Das Urteil von 1994 stützt sich auf jenen Passus aus dem Herrenchiem-
see-Bericht, der für Deutschland Frieden sucht im kooperativen Internatio
nalismus43: „Das Deutsche Volk ist gewillt, künftighin auf den Krieg als 
Mittel der Politik zu verzichten und hieraus die Folgerungen zu ziehen. 
Um aber nicht wehrlos fremder Gewalt preisgegeben zu sein, bedarf es der 
Aufnahme des Bundesgebietes in ein System kollektiver Sicherheit, das ihm 
Frieden gewährleistet“.44 Indem das Urteil eine „strikte Gegenläufigkeit 
von kollektiver Sicherheit und kollektiver Selbstverteidigung“ ablehnte, in 
den Anwendungsbereich des Art. 24 Abs. 2 GG nicht nur ein „unter den 
Mitgliedstaaten friedenstiftendes System“ einbezog, sondern auch das Si-
cherheitsbündnis, das externe Angreifer beeindruckt und abschreckt, lau-
tet der Befund45: Deutschland hat sich nicht erst 1973 in das System der 
Vereinten Nationen, sondern bereits 1955 in das der NATO eingeordnet. 
Art. 24 Abs. 2 GG verankert den Friedensstaat Deutschland zuallererst in 
der Welt der Regierungskonferenzen und Hauptquartiere, der Botschaf-
ter und Militärstäbe. Der Staatsraison-Staat, vormals geschlossener „ex-
ekutivischer Beamten- und Militärstaat“,46 lebt fort als offener Bündnis-

40  BVerfG, Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 31.
41  BVerfGE 90, 286 (345). Zur Gebundenheit an „Rahmen und Regeln“ des Systems un-

ten im Text bei Fn. 203 ff. (sub IV 2 a).
42  Di Fabio (Fn. 35), Rn. 69.
43  Michael Staack, Friedensstaat, in: Rüdiger Voigt (Hrsg.), Handbuch Staat, 2018, S. 317 

(320 ff.), mit Verweis auf Manfred Knapp, Die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutsch-
land, in: Manfred Knapp/Gert Krell (Hrsg.), Einführung in die Internationale Politik, 
4. Aufl. 2004, S. 142.

44  BVerfGE 90, 286 (345) mit Verweis auf den Bericht über den Verfassungskonvent auf 
Herrenchiemsee vom 10. bis 23. August 1948, in: Der Parlamentarische Rat 1948 – 1949. Ak-
ten und Protokolle, Bd. 2, 1981, Dokument Nr. 14, S. 504 ff. (517); dazu auch Bardo Fassben­
der, Militärische Einsätze der Bundeswehr, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof, Handbuch des 
Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. XI, 3. Aufl. 2013, § 244 Rn. 20.

45  BVerfGE 90, 286 (345 ff.).
46  Josef Isensee, Staat und Verfassung, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Hand-

buch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, 3. Aufl. 2004, § 15 Rn. 193.
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staat, „gleichzeitig Garant und Garantieempfänger“47 in Systemen kollek-
tiver Sicherheit.

Damit nicht genug, musste der Bundestag hinnehmen, dass die Bundes-
regierung jederzeit aus eigener Kompetenz an der „Fortentwicklung“ des 
NATO-Vertrages mitzuwirken berechtigt ist, insbesondere den Krisen-
reaktionseinsatz – jenen Einsatz, der keinen Angriff auf das NATO-Ter-
ritorium voraussetzt – in das Aufgabenspektrum der Allianz einbeziehen 
durfte. Das Urteil von 1994 hatte noch nicht mit dem Begriff „Krisen-
reaktionseinsatz“ zu tun, wohl aber mit dem Neuen Strategischen Kon-
zept. Doch die vier Richter, die das Urteil zu Art. 59 Abs. 2 GG trugen, 
sahen „keine Änderung des NATO-Vertrages“ und bestritten, dass „der 
NATO-Vertrag um neue Aufgaben erweitert werden sollte“48 – indessen 
die vier anderen Richter die Gefahr beschworen, dass der Vertrag „außer-
halb der traditionellen Verfahrensweisen verbindlich modifiziert und so 
der Mitwirkung des Parlaments nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG entzogen 
wird“.49

In diesem Kontext hat sich eine Theorie der Kompensation entwickelt,50 
die Annahme, das Parlament sei aufseiten der Art. 24 Abs. 2, Art. 59 Abs. 2 
GG entmachtet, sodann mit einer Zuständigkeit für die Einsatzentschei-
dung entschädigt worden. Der Parlamentsvorbehalt – richterlicher Aus-
gleich, geboren aus interpretatorischer Privilegierung der Bundesregierung 
im Außenverfassungsrecht? Dieser Lesart muss man nicht folgen, sie ist 
eher Rückprojektion unter dem Eindruck der Entscheidungen von 2001 zur 
NATO-Fortentwicklung51 und, vor allem, von 2008 zum AWACS-Einsatz 
in der Türkei.52 Richtig betont die Kompensationstheorie den demokrati-
schen Gewährleistungsgedanken; sie sollte ihn nicht entwerten. Das Mut-
terurteil von 1994 ist selbständiges Staatsraison-Urteil und selbständiges 
Demokratie-Urteil.53 Die Offenheit des Grundgesetzes für Militärintegra-
tion ist eine Fundamentalentscheidung für die Sicherheit des Staates. Dem 
Bundestag wird das Einsatzmandat nicht entschädigungshalber, sondern 
als wesentliche Entscheidung vorbehalten – wesentlich als Entscheidung 
über Krieg und Frieden, folgenschwer für die Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr, grundlegend für die Statik der demokratischen Staatsorgani-

47  BVerfGE 90, 286 (348 f.).
48  BVerfGE 90, 286 (371); Kritik an der (folgenden) Rechtsprechungslinie zur „weitrei-

chenden Handlungsfreiheit der Bundesregierung“ in Systemen kollektiver Sicherheit ohne 
Parlamentsbeteiligung: Sauer (Fn. 38), Rn. 272 ff.

49  BVerfGE 90, 286 (373).
50  Christian M. Burkiczak, AWACS II – In dubio pro Bundestag, NVwZ 2008, S. 752 

(753); Kleinlein (Fn. 28), S. 47 ff.; Sauer (Fn. 38), Rn. 329 f.
51  BVerfGE 104, 151.
52  BVerfGE 121, 135.
53  Ulrich Hufeld, Verteidigung, in: Leitgedanken des Rechts, Paul Kirchhof zum 70. Ge-

burtstag, Bd. I, 2013, § 44 Rn. 7 ff. und Rn. 12 ff.
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sation. Das Urteil befestigt mit Art. 24 Abs. 2 GG den Anker der Staatsrai-
son. Zugleich schützt es das Grundgesetz vor „Überwältigung der demo-
kratischen Verfassung durch Staatsraison“.54

Das Urteil von 1994 hat Art. 24 Abs. 2 GG nicht kompetenzrechtlich ge-
lesen, sondern als Norm der Teilhabe Deutschlands55 in Systemen kollekti-
ver Sicherheit und kollektiver Verteidigung zur Wahrung des Friedens – als 
fundamentale Garantienorm für einen Staat, der seit dem 23. Mai 1949 zu 
keinem Zeitpunkt in der Lage war, alleine und „souverän“ für seine Sicher-
heit zu sorgen,56 deshalb als integrierter Staat seine Integrität schützt: ein­
geordnet. Von einer Kompetenzfrage handelte allerdings der Streit im Senat 
über Art. 59 Abs. 2 GG. Insoweit haben jene Richter, die das Urteil trugen, 
zwar die gesetzesförmliche Mitwirkung des Bundestages an der NATO-
Fortentwicklung verweigert, zugleich aber auf die parlamentarische Inter-
vention „mit den vielfältigen Mitteln der politischen Kontrolle“57 verwie-
sen. Der „Einfluss des Parlaments“ auf das außenpolitische Handeln der 
Bundesregierung „unter den Augen der Öffentlichkeit“58 wird betont, als 
(wenn man will: kompensatorisches) Gegengewicht profiliert, jedoch ohne 
Rekurs auf den wehrverfassungsrechtlichen Parlamentsvorbehalt.

Sieben Jahre später entschied der Senat über die NATO-Fortentwick-
lung und das – seit 1999 konsolidierte – Neue Strategische Konzept un-
ter anderen Vorzeichen. Die inzwischen unbestreitbare „Erweiterung des 
sicherheitspolitischen Ansatzes des Bündnisses auf Krisenreaktionsein-
sätze“ wird „noch“ als Fortentwicklung des NATO-Vertrages begriffen.59 
Die Mitwirkung auf deutscher Seite sei „Aufgabe der Bundesregierung“60 
– doch der Bundestag sei „nicht schutzlos“.61 Wenn der Senat nunmehr, an-
ders als 1994, mit Blick auf die Einbindung der Bundesregierung in das par-
lamentarische Regierungssystem ausdrücklich auch den wehrverfassungs-
rechtlichen Parlamentsvorbehalt in Rechnung stellt, lässt er sich nicht von 
Kompensation, sondern von einem Verbunddenken leiten: Die Bundes-
regierung müsse den zukünftigen Zustimmungsbedarf antizipieren, sei 
deshalb gut beraten, bereits „bei der Fortentwicklung des Einsatzbereichs 

54  Isensee (Fn. 46), Rn. 193, ohne direkten Bezug zum Parlamentsvorbehalt; direkt be-
zogen auf den Zustimmungsvorbehalt des Bundestages: Paulus (Fn. 27), S. 112: „Struktur-
sicherungsklausel für den Erhalt der demokratischen Ordnung“; Heiko Sauer, Anmerkung 
zum Pegasus-Urteil, JZ 2016, S. 46 (47): „spezieller Ausdruck der Wesentlichkeitstheorie im 
Bereich der Wehrverfassung“; Philipp Scherrer, Das Parlament und sein Heer, 2010, S. 90 ff.; 
Frank Schorkopf, Staatsrecht der Internationalen Beziehungen, 2017, § 6 Rn. 75; Tobias M. 
Wagner, Parlamentsvorbehalt und Parlamentsbeteiligungsgesetz, 2010, S. 31 ff.

55  BVerfGE 90, 286 (346): „Beteiligung Deutschlands“.
56  Fassbender (Fn. 44), Rn. 25.
57  BVerfGE 90, 286 (364).
58  BVerfGE 90, 286 (364 f.).
59  BVerfGE 104, 151 (202 f.). Dazu Volker Röben, Außenverfassungsrecht, 2007, S. 256 ff.
60  BVerfGE 104, 151 (207).
61  BVerfGE 104, 151 (208).
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der NATO und damit der völkervertraglichen Grundlage für Auslands-
einsätze der Bundeswehr vorsorglich um die politische Unterstützung des 
Bundestags“ nachzusuchen.62 Deutlicher noch betont das AWACS/Tür-
kei-Urteil von 2008 den „Entscheidungsverbund von Parlament und Re-
gierung über den Einsatz bewaffneter Streitkräfte“.63 Wenn diese Entschei-
dung den wehrverfassungsrechtlichen Parlamentsvorbehalt als „Korrektiv 
für die Grenzen der parlamentarischen Verantwortungsübernahme im Be-
reich der auswärtigen Sicherheitspolitik“ anspricht,64 mag man darin ein 
kompensatorisches Element im Verbund finden.

Damit freilich wird eine 14 Jahre zuvor begründete Kompetenz nur 
mehr plausibilisiert. Der Senat beleuchtet 2008 eher analytisch als dog-
matisch den exekutivischen „Vorteil des unmittelbar Handelnden“ und 
die Not des Bundestages, „bis zu den Grenzen der Vertragsänderung ei-
nerseits und des vertraglichen Integrationsprogramms andererseits das 
politische Handeln in einem durch die Exekutiven der Staaten gepräg-
ten Systemverbund nachvollziehend zu begleiten“.65 Nachhinkender Vor-
teilsausgleich: Eingedenk „der verfassungsrechtlichen Tragweite der Inte-
grationsermächtigung in Art. 24 Abs. 2 GG“ und der „politischen Dyna-
mik eines Bündnissystems“ mit allzu ferner Ratifikationsbasis in Art. 59 
Abs. 2 GG stelle der Parlamentsvorbehalt ein „Korrektiv“ dar.66 Diese 
Deutung kann als Versuch gelten, den Senat nachträglich mit seinem 4 zu 
4-Patt von 1994 und der inzwischen etablierten NATO-Krisenreaktions-
politik zu versöhnen.

Auf dogmatische Fundamentierung war der wehrverfassungsrechtliche 
Parlamentsvorbehalt im Jahre 2008 nicht mehr angewiesen. Seine 1994 be-
festigten Grundlagen sind geschichtliche – tiefer verwurzelt als Krisenre-
aktionseinsätze und die NATO selbst –, demokratische und rechtsstaat-
liche. Er ist Ausformung der Wesentlichkeitsdoktrin und Ausprägung der 
Gewaltenteilung im Außenverfassungsrecht.

2. In der Politik-Arena: Das Kosovo-Mandat 1998

Im Richterspruch von 1994, dass die Bundeswehr als „Machtpotential“ in 
die demokratisch rechtsstaatliche Verfassungsordnung „einzufügen“ sei,67 
war die subharmonische Posaune nicht zu überhören. Offenkundig hatte 
die Verfassungsjustiz der Politik eine Politikermächtigung überantwor-

62  BVerfGE 104, 151 (208).
63  BVerfGE 121, 135 (161); vgl. bereits BVerfGE 104, 151 (210): „Die Verfassung sieht 

vor, dass Regierung und Legislative im Bereich der auswärtigen Gewalt zusammenwirken“.
64  BVerfGE 121, 135 (161).
65  BVerfGE 121, 135 (159 f.).
66  BVerfGE 121, 135 (160 f.).
67  BVerfGE 90, 286 (381 f.).
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tet. Wer Streitkräfte einsetzt, handelt politisch – und niemand darf erwar-
ten, dass sich die freigesetzte Verfügungsgewalt über ein „Machtpotential“ 
in einen gebundenen, volldeterminierten und vollüberprüfbaren Verwal-
tungsakt verwandelt. Das war allen bewusst, die im Oktober 1998 betei-
ligt waren an der Debatte über einen NATO-Militärschlag gegen Serbien 
ohne VN-Mandat. Offen war aber, ob ein Verfahrensweg zum Bundes-
verfassungsgericht führt, um die äußersten Grenzen der Politikermäch-
tigung zu vermessen, zumindest die völkerrechtliche Gebundenheit der 
Mandatspolitik.

a) Die Debatte

„Sie ändern die völkerrechtliche Weltordnung“, hielt Gregor Gysi der abge-
wählten, noch amtierenden Regierung Kohl/Kinkel entgegen. Der Sicher-
heitsrat habe aus guten Gründen auf die Androhung oder Anwendung mi-
litärischer Gewalt verzichtet. Doch die NATO schaffe einen Präzedenzfall, 
„und ihn schafft heute der Bundestag der Bundesrepublik Deutschland, 
wenn Sie mit der Mehrheit dem Antrag der Bundesregierung zustimmen. 
[…] Und grundgesetzwidrig ist es nach Art. 26 auch, genauso wie es auch 
strafbar ist“.68 Indessen fand der neugewählte Vorsitzende der F.D.P.-Frak-
tion, Wolfgang Gerhardt, es gehe nicht nur um die Frage, „ob es legal ist 
und ob eine Mandatierung in klassischer Form vorliegt. Jeder weiß, daß 
wir heute nicht den Königsweg gehen werden. Aber dieser Weg ist verant-
wortbar. Es ist meine tiefe innere Überzeugung, daß die Androhung von 
Gewalt gegen Milosevic und notfalls auch die Ausübung von Gewalt gegen 
sein System in dieser außerordentlichen Situation legitim sind – ich benutze 
bewußt diesen Ausdruck“.69

Dem Antrag „Deutsche Beteiligung an den von der NATO geplanten 
begrenzten und in Phasen durchzuführenden Luftoperationen zur Ab-
wendung einer humanitären Katastrophe im Kosovo-Konflikt“70 stimmte 
der Bundestag mit 500 Ja-Stimmen gegen 62 Nein-Stimmen und 18 Enthal-
tungen zu.71 Die Debatte am 16. Oktober 1998, die noch im 13., aber nach 
der Wahl des 14. Deutschen Bundestages und im Zeichen des Wechsels hin 
zur Regierung Schröder/Fischer stattfand, löste sich aus einer festgefügten 
Mehrheit-Minderheit-Konfrontation. Freier, politischer, verhandlungsbe-

68  Plenarprot. der 248. Sitzung v. 16.10.1998, 13/248, S. 23146 f.
69  Plenarprot. der 248. Sitzung v. 16.10.1998, 13/248, S. 23144; vgl. Andreas von Arnauld, 

Völkerrecht, 4. Aufl. 2019, Rn. 1147: „Vieles spricht daher dafür, den Kosovo-Einsatz mit ei-
ner verbreiteten Ansicht als moralisch legitim, aber illegal zu qualifizieren“, mit Verweis auf 
Independent International Commission on Kosovo, The Kosovo Report: Conflict, Interna-
tional Response, Lessons Learned, 2000, S. 4.

70  BT-Drs. 13/11469.
71  Plenarprot. der 248. Sitzung v. 16.10.1998, 13/248, S. 23161 (namentliche Abstim-

mung).
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reit untermauerte das Parlament seinen Anspruch, die Mitte der Demo-
kratie zu sein72 – und dort die Vorbehaltsverantwortung wahrzunehmen. 
Wo sonst sollte Gehör finden, dass man pazifistisch gesinnt sein, gleich-
wohl zustimmen und das Machtprivileg der Vetomächte in Frage stellen 
kann: „Es gilt, die Strukturen der VN und das Völkerrecht weiterzuent-
wickeln. Es muß von einem exklusiven Machtinstrument der Groß- und 
Atommächte zu einem demokratischen Instrument auch der Friedensbe-
wahrung und -erzeugung in den Händen aller Völker werden. Ein Veto-
recht für einen einzelnen Staat hat in einer solchen, demokratisch gestalte-
ten UN keinen Platz und keine Berechtigung mehr“.73

Zur Sprache kam auch das Zeit- und Näheproblem, die Schlüsselfrage 
parlamentarischer Mitentscheidung: Wie weit darf der Bundestag – verant-
wortlich für den „konkreten Einsatz“74 – Distanz halten von Einsatzbe-
ginn und Einsatzmodalitäten? In welcher zeitlichen und sachlichen Reich-
weite darf er Befehls- und Kommandogewalt, militärische und operative 
Hoheit freisetzen? Mandatiert er strikt oder erteilt er buchstäblich Ge-
neralvollmacht? Die Fragen stellten sich in aller Dringlichkeit, im Okto-
ber 1998 schien Milošević bereit, dem Botschafter Richard Holbrooke in 
Verhandlungen entgegenzukommen. Der Abgeordnete Günter Verheu­
gen fand eine Formel, die den wehrverfassungsrechtlichen Parlamentsvor-
behalt präzise als Politikvorbehalt profiliert: „Es ist sehr wichtig, festzu-
halten, daß alle einzelnen Schritte, jede einzelne Entscheidung, die noch 
getroffen werden muß, bis zur allerletzten Einsatzentscheidung unter 
vollständiger politischer Kontrolle steht, daß jederzeit die politische Mög-
lichkeit gegeben ist, einen Prozeß anzuhalten oder ihm eine andere Rich-
tung zu geben“.75 Das Mandat sei kein Vorratsbeschluss, auf den man „in 
vier, sechs, acht oder zwölf Wochen“ zurückkommen könne.

b) Die Mission der Politik

Der Militärschlag begann mehr als fünf Monate später. „Seit den Abend-
stunden des 24. März 1999 führt die NATO unter Beteiligung der Bun-
deswehr Luftangriffe gegen die Föderative Republik Jugoslawien (Serbien 

72  Paul Kirchhof, Das Parlament als Mitte der Demokratie, in: Der Staat des Grundge-
setzes – Kontinuität und Wandel, Festschrift für Peter Badura, 2004, S. 237. Zu den Schwie-
rigkeiten, Außenpolitik ins „Herz der Gesellschaft“ zu tragen Anna Geis/Hanna Pfeifer, 
Deutsche Verantwortung in der „Mitte der Gesellschaft“ aushandeln? Über Politisierung 
und Entpolitisierung deutscher Außenpolitik, PVS, Sonderheft 52/17, S. 218 ff.

73  Abg. Gerald Häfner und Angelika Köster-Loßack, Erklärung nach § 31 GOBT, Plen-
arprot. der 248. Sitzung v. 16.10.1998, 13/248, S. 23168; vgl. die Rede des Abg. Wolfgang 
Schäuble, Plenarprot. der 248. Sitzung v. 16.10.1998, 13/248, S. 23139 f. und die des Abg. Ru­
dolf Scharping, Plenarprot. der 248. Sitzung v. 16.10.1998, 13/248, S. 23148.

74  BVerfGE 90, 286 (387), dort die Hervorhebung in Kursivschrift.
75  Plenarprot. der 248. Sitzung v. 16.10.1998, 13/248, S. 23153.
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und Montenegro) durch“.76 Der schlichte Satz leitete jenen Beschluss vom 
25. März 1999 ein, der die Unzuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts 
erklärte und damit den Bundeswehreinsatz vom Karlsruher Missionskon-
trollzentrum abkoppelte. Die Zustimmung vom 16. Oktober 1998 – damit 
war dem Erfordernis der vorherigen konstitutiven Zustimmung entspro-
chen – decke „die gegenwärtigen Luftangriffe“: „Bei diesem Beschluß war 
dem Bundestag bewußt, daß der Einsatz aller Voraussicht nach ohne eine 
Ermächtigung durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen durchge-
führt werden würde“.77 Das Gericht entließ den Parlamentsvorbehalt in 
eine weder vorgezeichnete noch klar begrenzte Umlaufbahn der Politik. 
So freigesetzt, entpuppte sich die Kompetenz als Politikvorbehalt mit Le-
galitätsverantwortung.

Das Mutterurteil von 1994 wird ergänzt. Indem der zur Hälfte neu be-
setzte Senat 1999 (mit der Vorsitzenden Limbach, den Richtern Kirchhof, 
Winter und Sommer zeichneten vier Richter für beide Entscheidungen ver-
antwortlich) eine richterliche Inhaltskontrolle verweigerte, reicherte er die 
1994 begründete Politikzuständigkeit zusätzlich an. Für die Kontrolle der 
NATO-Operation im Kosovo und der deutschen Beteiligung am Maßstab 
des Völker- und Verfassungsrechts stehe ein verfassungsgerichtliches Ver-
fahren nicht zur Verfügung. Das Organstreitverfahren diene „nicht einer 
allgemeinen Verfassungsaufsicht“.78 Der Schutz parlamentarischer Mitwir-
kungskompetenz hatte sich mit ihrer Inanspruchnahme erledigt, mit der 
Mandatierung im Oktober 1998. Die PDS-Fraktion konnte als Prozess-
standschafterin nichts ausrichten, als Beschützerin der Parlamentsrechte 
nicht durchdringen. Ihr Antrag war unzulässig. Soweit aber richterliche 
Letztkontrolle nicht erreichbar ist, tragen Bundesregierung und Bundestag 
eine Letztverantwortung auch für die Legalität des Mandats. Die Manda-
tierungspolitik wird rohe und reine Politik unter Verantwortungsdruck. 
Verfassungsrechtlich schwach determiniert und verfassungsgerichtlich 
unkontrolliert, wird das parlamentarische Mandat zu einer selbständigen 
Mission.79 Ohne Aussicht auf placet oder Missbilligung ex post fehlt dem 
Bundestag die sonst selbstverständliche Rückversicherung, die vertraute 
Entlastung in der Funktionenordnung.

76  BVerfGE 100, 266 (268).
77  BVerfGE 100, 266 (269) mit Verweis auf BVerfGE 90, 286 (381 ff.).
78  BVerfGE 100, 266 (268). Kritik: Röben (Fn. 59), S. 306 ff.
79  Johanna Groß, 25 Jahre wehrverfassungsrechtlicher Parlamentsvorbehalt, in: Hanno 

Kube/Ekkehart Reimer (Hrsg.), HFSt (13) 2020, S. 149 (152 f.); Ulrich Hufeld, Stellung-
nahme zur Fortentwicklung der parlamentarischen Beteiligung bei der Entscheidung über 
den Einsatz bewaffneter Streitkräfte im Ausland: Anhörung zum Gesetzentwurf der Frak-
tionen der CDU/CSU und SPD (BT-Drs. 18/7360) im Ausschuss für Wahlprüfung, Immu-
nität und Geschäftsordnung des Deutschen Bundestags am 13. April 2016, S. 3 ff.; Kleinlein 
(Fn. 28), S. 54 ff.; Sauer (Fn. 38), Rn. 330.
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Aus der wehrverfassungsrechtlichen Organkompetenz erwächst eine 
Politikzuständigkeit. Die Wesentlichkeit des Parlamentsvorbehalts rührt 
gerade daher, dass das Grundgesetz der politischen Entscheidung über den 
Streitkräfteeinsatz einen breiten Korridor öffnet. Unbeschadet unverrück-
barer Außengrenzen im Gebot der Friedenswahrung (Art. 24 Abs. 2 GG) 
und in den Verboten des Art. 26 Abs. 1 GG, voran dem Verbot, einen An-
griffskrieg vorzubereiten, erweist sich das Verfassungsrecht im Zentrum 
des Politischen – in der Frage Krieg und Frieden, zumal im Frieden durch 
Krieg-Dilemma – als System der politischen Freiheit. Über richtige, kluge, 
„zielführende“ Militär-, Friedens- und Streitkräfte-Einsatz-Politik ent-
scheiden Regierung und Parlament.

Die Verfassungsfragen werden als solche, als Rechtsfragen, Gegenstände 
der politischen Debatte in der zuständigen Versammlung: Darf „Verteidi-
gung“ i.S. des Art. 87a Abs. 2 GG als Verweisung auf den völkerrechtlichen 
Verteidigungsbegriff verstanden werden? Wann sind Grenzen der Zugehö-
rigkeit und Mitwirkung in Systemen kollektiver Sicherheit erreicht? Die 
Forderung, dass bei „derartig wesentlichen Angelegenheiten“ die Möglich-
keit bestehen „muss“, „dass verfassungsrechtliche Grundsatzfragen letzt-
verbindlich durch das Bundesverfassungsgericht beantwortet werden“,80 
ist wiederum eine verfassungspolitische. Verfassungsrechtlich gilt: Der 
Auslandseinsatz der Bundeswehr ist in den 1990er Jahren zu einer poli-
tischen Mission geworden. Die Folgerechtsprechung hat beide Grundli-
nien befestigt, den Vorbehaltsbegriff „Einsatz bewaffneter Streitkräfte“ 
zuständigkeitshalber der gerichtlichen Vollkontrolle unterstellt, zugleich 
aber die materielle Vereinbarkeit der Zustimmungsbeschlüsse mit Völker- 
und Verfassungsrecht weithin dem Politikvorbehalt überantwortet.

Die Kosovo-Politik beschäftigt den Bundestag bis heute. Seit Juni 1999 
beteiligt sich die Bundeswehr an KFOR, der NATO-geführten Sicher-
heitspräsenz in Kosovo. Anders als die Operation Allied Force (März bis 
Juni 1999), stützt sich KFOR völkerrechtlich seit mehr als 20 Jahren auf 
eine Ermächtigung des Sicherheitsrates, auf die VN-Resolution 1244 (1999) 
vom 10. Juni 1999.81

80  So die Problembeschreibung in den Gesetzentwürfen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, gerichtet auf die „Verankerung eines Verfahrens zur Überprüfung von Entschei-
dungen über den Einsatz der Bundeswehr im Ausland“, BT-Drs. 18/8277, S. 1, und BT-Drs. 
19/14025, S. 1.

81  Die KFOR-Mandate seit BT-Drs. 14/1133 (Antrag der Bundesregierung v. 11.6.1999 
mit Wiedergabe der Resolution 1244) in der Übersicht 1999 bis 2018: www.bundestag.
de/ausschuesse/a12_Verteidigung/auslandseinsaetze/auslandseinsaetze/kfor_bisherige_
mandate-542532. Dem Fortsetzungsantrag der Bundesregierung v. 23.5.2019, BT-Drs. 
19/10421, stimmte der Bundestag am 28.6.2019 mit 493 Ja-Stimmen zu (146 Nein-Stimmen, 
sechs Enthaltungen), Plenarprot. der 108. Sitzung, 19/108, S. 13401.
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3. Die Norm ohne Text entbindet geschriebenes Recht

Die Hoheit des Deutschen Bundestages über den Einsatz der Streitkräfte 
beruht auf einer ungeschriebenen Norm, extrahiert „aus dem Gesamtzu-
sammenhang wehrverfassungsrechtlicher Vorschriften des Grundgeset-
zes“.82 Just diese Verfassungsnorm ohne Text hat geschichtlich bedeutsame 
Dokumente mit normativer Kraft hervorgebracht: das Mutterurteil, nach-
folgende Urteilstexte im Format der Marginalglosse, das Parlamentsbetei-
ligungsgesetz – aber auch Mandatstexte, Plenarprotokolle und die Druck-
sache 14/7440 vom 13. November 2001.

a) Mandatspolitik nach dem 11. September 2001

Nach den terroristischen Angriffen auf die USA und dem Beschluss des 
NATO-Rates vom 12. September 2001, die Anschläge als Angriffe auf alle 
Bündnispartner zu betrachten, konnte sich der „uneingeschränkt solida-
rische“ Bundeskanzler in Deutschland83 auf den „Entscheidungsverbund 
von Parlament und Regierung über den Einsatz bewaffneter Streitkräf-
te“84 nicht mehr verlassen. Acht Abgeordnete der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen kündigten an, dem Mandat Enduring Freedom die Zustim-
mung zu verweigern; eine SPD-Abgeordnete verließ Partei und Fraktion.85 
Bereits für die Operation Essential Harvest zur Entwaffnung der albani-
schen UÇK-Rebellen und „zur Verhinderung eines Bürgerkriegs in Maze
donien“86 hatte die Regierung im August 2001 „ihre“ Kanzlermehrheit 
verfehlt, freilich die Zustimmung des Parlaments gewonnen.87 Der Bun-
deskanzler hatte allen Anlass, den „Verbund“ in seiner Koalition auf Bie-
gen und Brechen zusammenzuzwingen.

Der „Antrag des Bundeskanzlers gemäß Artikel 68 des Grundgesetzes“ 
vom 13. November 2001 auf Drucksache 14/7440 beglaubigte die Wesent-

82  BVerfGE 121, 135 (154); BVerfGE 140, 160 (187 Rn. 67).
83  Zu Deutschlands „uneingeschränkter Solidarität“ im Bündnisfall 2001: Marco Over­

haus, Die deutsche NATO-Politik. Vom Ende des Kalten Krieges bis zum Kampf gegen 
den Terrorismus, 2009, S. 257 ff.; Franz-Josef Meiers, Der wehrverfassungsrechtliche Parla-
mentsvorbehalt und die Verteidigung der Sicherheit Deutschlands am Hindukusch, 2001–
2011, in: Klaus Brummer/Stefan Fröhlich (Hrsg.), Zehn Jahre Deutschland in Afghanistan, 
2011, S. 87 (89 f.).

84  BVerfGE 121, 135 (161); BVerfGE 140, 160 (189 Rn. 70).
85  Datenhandbuch zur Geschichte des Deutschen Bundestages 1994 bis 2003, 2005, 

Kap. 6.14, Chronik der Vertrauensfrage des Bundeskanzlers im November 2001, S. 327 ff.
86  Außenminister Joseph Fischer, Plenarprot. der 184. Sitzung v. 29.8.2001, 14/184, 

S. 18178.
87  Plenarprot. der 184. Sitzung v. 29.8.2001, 14/184, S. 18210, zu BT-Drs. 14/6830 „Be-

teiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem NATO-geführten Einsatz auf maze-
donischem Territorium zum Einsammeln und Zerstören der Waffen, die durch die ethnisch 
albanischen Gruppen freiwillig abgegeben werden“: 497 Ja-, 130 Nein-Stimmen, 8 Enthal-
tungen.
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lichkeit der Entscheidung über einen Außeneinsatz der Bundeswehr, auch 
das politische Gewicht der parlamentarischen Mandatshoheit. Erstmals in 
der Geschichte der Republik war die Vertrauensfrage ausdrücklich und 
förmlich verknüpft mit einem Sachantrag der Bundesregierung – mit der 
Initiative, die Bundeswehr „bei der Unterstützung der gemeinsamen Re-
aktion auf terroristische Angriffe gegen die USA“88 einzusetzen. Die Ver-
knüpfung der Anträge steigerte nicht nur die Ambivalenz der (echten) Ver-
trauensfrage zwischen Machtanspruch und Autoritätsverlust. Sie drängte 
der Koalitionsmehrheit eine vorbehaltsfremde Zusatzverantwortung auf 
und verdrängte die Opposition aus der Vorbehaltsverantwortung.89 In der 
Abstimmung am 16. November 2001 ging es nicht mehr allein um den be-
waffneten Angriff i.S. des Art. 5 Abs. 1 NATO-Vertrag, den Bündnisfall, 
um das Taliban-Regime als „Mittäter“90 und die an die Bundesrepublik 
und den Bundestag herangetragene Aufforderung, „im Rahmen der kol-
lektiven Selbstverteidigung zu Maßnahmen der Bündnispartner gegen den 
Terrorismus beizutragen“.91 Es ging auch um die Fortexistenz der Bun-
desregierung in einer weltpolitisch kritischen Phase. Die Verknüpfung der 
Anträge war möglich und nötig, betonte sinnfällig den Charakter des par-
lamentarischen Regierungssystems, „dessen organisatorisches Prinzip in 
der laufend zu aktualisierenden Abhängigkeit des führenden Personals der 
Regierung vom Vertrauen der parlamentarischen Mehrheit besteht“.92 Das 
führende Personal verkoppelte das Disziplinierungsmonopol aus Art. 68 
GG mit dem wehrverfassungsrechtlichen Initiativmonopol der Bundesre-
gierung. Der Parlamentsvorbehalt, profiliert als Zustimmungsvorbehalt, 
„verleiht dem Bundestag keine Initiativbefugnis“93 – wohl aber Entschei-
dungsgewalt. Daran knüpfte der Bundeskanzler im November 2001 sein 
politisches Schicksal.

Am Anfang des post 9/11–Engagements der Bundeswehr in Afghanis-
tan94 steht ein Mandat der Verteidigungsbereitschaft im Bündnis. Das Ta-

88  BT-Drs. 14/7296 v. 7.11.2001.
89  Datenhandbuch zur Geschichte des Deutschen Bundestages (Fn. 85), S. 328: „Der 

Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, Friedrich Merz, erklärt, dass die Union dem Bun-
deswehr-Einsatz eigentlich zustimmen wollte, kündigt aber in der Vertrauensfrage das Nein 
der Fraktion an“.

90  BT-Drs. 14/7296, S. 1 f.
91  BT-Drs. 14/7296, S. 2.
92  Florian Meinel, Selbstorganisation des parlamentarischen Regierungssystems, 2019, 

S. 43.
93  BVerfGE 90, 286 (389); Wagner (Fn. 54), S. 105 ff., gegen eine „Verpflichtungskom-

petenz“ – ein Recht des Bundestages, die Bundesregierung zu einem konkreten Einsatz zu 
verpflichten –, im Zeichen der Organadäquanz aber auch gegen ein Initiativrecht mit der 
Überlegung, dass sich „Ob“ und „Wie“ eines Einsatzes nicht voneinander trennen lassen.

94  Die ISAF- und RSM-Mandate in der Übersicht 2001 bis 2018: www.bundestag.
de/ausschuesse/a12_Verteidigung/auslandseinsaetze/auslandseinsaetze/isaf_bisherige_
mandate-542544. Aktuell: RSM-Mandat v. 13.2.2019, BT-Drs. 19/7726, befristet bis zum 
31.3.2020: „Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte am NATO-ge-
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liban-Regime beherberge Führer und Ausbilder von Terroristen und stelle 
sich weiter schützend vor Al-Qaida, „weitere Angriffe auf die USA“ seien 
angekündigt. Die Drucksache 14/7296 dokumentiert den historisch ersten 
NATO-Bündnisfall und die mit Art. 51 VN-Charta und Art. 5 NATO-
Vertrag ausgelöste Mechanik der Bündnisverteidigung unter „Betei-
ligung bewaffneter deutscher Streitkräfte“ mit „bis zu 3 900 Soldaten“: 
„Der Einsatz militärischer Mittel ist unverzichtbar, um die terroristische 
Bedrohung zu bekämpfen und eine Wiederholung von Angriffen wie am 
11. September 2001 nach Möglichkeit auszuschließen“.95 Enduring Free-
dom stürzte das Regime der Taliban binnen weniger Tage – und veranlasste 
die jahrzehntelangen Anstrengungen der ISAF (International Security As-
sistance Force), dann der RSM (Resolute Support Mission), um „Afgha-
nistan die Perspektive auf eine friedliche Zukunft zu eröffnen“.96 Auf die-
ser Hoffnung gründete das erste ISAF-Mandat vom 22. Dezember 2001, 
unterstützt auch von der CDU/CSU-Oppositionsfraktion, im Bundestag 
gebilligt mit 538 Ja- gegen 35 Nein-Stimmen.97 Die Resolution 1386 (2001) 
trug den NATO-geführten ISAF-Einsatz bis 2014.98 Die RSM stützt sich 
nicht auf VN-Resolutionen, wohl aber auf die Zustimmung der afghani-
schen Regierung, die Ende 2014 von der ISAF die Gesamtverantwortung 
für die Sicherheit in Afghanistan übernommen hat. Die wiederum NATO-
geführte RSM war und ist „kein Kampfeinsatz und hat auch nicht die Auf-
gabe, sich direkt an der Terror- oder der Drogenbekämpfung zu beteili-
gen“;99 das Mandat von 2019100 unterscheidet systematisch zwischen dem 
militärischen Beitrag Deutschlands (Ausbildung, Beratung) und dem „En-
gagement der Bundesregierung im Rahmen eines umfassenden Ansatzes“: 
Förderung von Rechtsstaatlichkeit, Aufbau der Polizei, Entwicklungszu-
sammenarbeit und humanitäre Hilfe.101

führten Einsatz Resolute Support für die Ausbildung, Beratung und Unterstützung der af-
ghanischen nationalen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte in Afghanistan“.

95  BT-Drs. 14/7296, S. 2.
96  BT-Drs. 14/7930, S. 1.
97  Plenarprot. der 210. Sitzung v. 22.12.2001, 14/210, S. 20849, zu BT-Drs. 14/7930.
98  Das letzte ISAF-Mandat im Bundestag: Plenarprot. der 17. Sitzung v. 20.2.2014, 18/17, 

S. 1277, zu BT-Drs. 18/436 v. 5.2.2014, dort der Rekurs auf die Resolution 1386 (2001) und 
die 13 sich anschließenden Resolutionen bis 2120 (2013).

99  So das erste RSM-Mandat v. 19.11.2014, BT-Drs. 18/3246, S. 5.
100  RSM-Mandat v. 13.2.2019, BT-Drs. 19/7726. Zustimmung im Bundestag: Plenarprot. 

der 89. Sitzung v. 21.3.2019, 19/89, S. 10576 mit 438 Ja-Stimmen aus den Koalitions-, aber 
auch aus den Oppositionsfraktionen. Bemerkenswert das Abstimmungsverhalten der Mit-
glieder von Bündnis 90/Die Grünen: 20 Ja-Stimmen, 32 Nein-Stimmen, 12 Enthaltungen.

101  BT-Drs. 19/7726, S. 6 f.
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b) Verteidigung am Hindukusch –  
die Strucksche Formel als Verfassungsrichterspruch

Der 14. Bundestag hatte das ISAF-Mandat im Juni 2002 noch einmal ver-
längert.102 Die zweite Verlängerung stand im 15. Bundestag am 20. Dezem-
ber 2002 zur Abstimmung.103 Der neue Verteidigungsminister Peter Struck 
erklärte, „dass unsere Sicherheit auch am Hindukusch verteidigt wird“.104 
Damit konzentrierte er prekäre Raum- und Zeitfragen in einer griffigen 
Formel. „Unsere“ Sicherheit meint Bündnissicherheit; diese wird „größer, 
wenn sich die Bundeswehr mit Erfolg am Wiederaufbau unter demokrati-
schen Vorzeichen auf dem Balkan und in Afghanistan beteiligt, indem sie 
hilft, dort das dringend benötigte sichere Umfeld zu schaffen“;105 Bünd-
nisverteidigung erweist sich als Aufgabe in der Zeit, unter Umständen für 
lange Zeit. Fünf Mandatsverlängerungen später und unter dem Eindruck 
der ISAF-Ausweitung auf das gesamte Gebiet Afghanistans überführte 
die Fraktion PDS/Die Linke im Frühjahr 2007 die Raum- und Zeitfrage 
in einen Organstreit, prozessstandschaftlich für den 16. Bundestag: Die 
Bundesregierung habe „den NATO-Vertrag über die durch das Integra-
tionsprogramm des Vertrags gesetzten Grenzen hinaus fortentwickelt“.106

Der Zweite Senat ließ sich auf die Sache ein. Das Vorbringen, „dass 
die regionale Begrenzung des NATO-Vertrags auf den euro-atlantischen 
Raum aufgegeben“, damit aber das Integrationsprogramm „wesentlich“ 
überschritten worden sei, mochte er „nicht von vornherein“ zurückwei-
sen.107 Die Unzuständigkeitserklärung vom März 1999108 wird nicht kor-
rigiert, aber doch nachjustiert: rügefähig sei eine Abkehr von der in be-
stimmter Fasson programmierten NATO-Integration. Regionalität der 
NATO sei „Kernelement des Integrationsprogramms“, über die „Kon-
nexität“ des NATO-Handelns entscheiden indessen die „Verantwortli-
chen im NATO-Rahmen“.109 In dieser Dramaturgie wuchtet der Senat die 
Strucksche Formel auf das Niveau eines verfassungs- und völkerrechtlichen 
Ermächtigungstitels, in denkwürdiger Formulierung: „Bei einem Angriff 
muss die Verteidigung nicht an der Bündnisgrenze enden, sondern kann 
auf dem Territorium des Angreifers stattfinden, wobei auch dessen lang-
fristige und stabile Pazifizierung der Sicherung eines dauerhaften Friedens 

102  Zustimmung zu BT-Drs. 14/9246: Plenarprot. der 243. Sitzung v. 14.6.2002, 14/243, 
S. 24479 (496 Ja-, 38 Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen).

103  Zustimmung zu BT-Drs. 15/128: Plenarprot. der 17. Sitzung v. 20.12.2002, 15/17, 
S. 1332 (565 Ja-, 9 Nein-Stimmen, 2 Enthaltungen).

104  Plenarprot. der 17. Sitzung v. 20.12.2002, 15/17, S. 1314.
105  Plenarprot. der 17. Sitzung v. 20.12.2002, 15/17, S. 1314.
106  BVerfGE 118, 244 (249).
107  BVerfGE 118, 244 (262).
108  Siehe oben im Text bei Fn. 76 ff. (sub II 2 b).
109  BVerfGE 118, 244 (264, 269).
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des Bündnisses dient“.110 Die Formel konturiert den Verteidigungsbegriff, 
sperrt sich nicht dagegen, Bündnisgrenze durch Landesgrenze und Frieden 
des Bündnisses durch Frieden des Landes zu ersetzen.

Aus der Rückzugsentscheidung des Gerichts von 1999 wird 2007 eine 
Ultra-vires-Kontrolle111 mit reduzierter Kontrolldichte. Die Einhaltung 
des Integrationsprogramms (Bündnisprogramms) ist gerichtlich überprüf-
bar. Der Senat habe jedoch nicht zu prüfen, ob Enduring Freedom Rück-
halt finde im Recht auf kollektive Selbstverteidigung.112 Und im Hinblick 
auf ISAF, den Streitgegenstand, zieht er sich in der Frage der „Konnexi-
tät“ – der Verbindung zwischen der Lage in Afghanistan und der Sicher-
heit im euro-atlantischen Raum – auf eine Vertretbarkeitskontrolle113 zu-
rück, weigert sich, „die notwendigen sicherheitspolitischen Einschätzun-
gen der Sache nach durch eigene“ zu ersetzen: „Die Verantwortlichen im 
NATO-Rahmen durften und dürfen davon ausgehen, dass die Sicherung 
des zivilen Aufbaus Afghanistans auch einen unmittelbaren Beitrag zur 
eigenen Sicherheit im euro-atlantischen Raum leistet; angesichts der heu-
tigen Bedrohungslagen durch global agierende terroristische Netzwerke 
können, wie der 11. September 2001 gezeigt hat, Bedrohungen für die Si-
cherheit des Bündnisgebiets nicht mehr territorial eingegrenzt werden“.114

c) Parlamentsvorbehalt im Übergang von der Diplomatie zur Gewalt

Der richterliche Flankenschutz für die Strucksche Formel, für Krisenre-
aktionseinsätze jenseits der NATO-Bündnisgrenzen, respektiert den Pri-
mat der sicherheits- und militärpolitischen Einschätzung in den Stäben 
der Verbündeten. Das ist die Domäne der Gubernativen, der Spitzenbeam-
ten, der hohen Militärs. Bereits das Mutterurteil hatte dem „Eigenbereich 
exekutiver Handlungsbefugnis und Verantwortlichkeit“ vor allem die 
Bündnispolitik zugeschlagen, „die notwendige Koordination in und mit 
Organen internationaler Organisationen“,115 später als „bündnispolitische 

110  BVerfGE 118, 244 (264).
111  BVerfGE 118, 244 (260): „Betreibt die Bundesregierung die Fortentwicklung eines 

Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit jenseits der ihr erteilten Ermächtigung – ultra 
vires –, wird der Bundestag in seinem Recht auf Teilhabe an der auswärtigen Gewalt ver-
letzt“. Vgl. bereits BVerfGE 104, 151 (195 f.) mit Rückverweis auf BVerfGE 89, 155 (188), die 
Passage zum ausbrechenden Rechtsakt, und auf BVerfGE 68, 1 (102: „Bündnisprogramm“); 
vgl. auch BVerfGE 68, 1 (99) zur Deckung des „Integrationsprogramms“ im „ursprüngli-
chen Zustimmungsgesetz“.

112  BVerfGE 118, 244 (268).
113  BVerfGE 118, 244 (268 f.). Dieser Zuschnitt der Kontrolldichte wird dankbar aufge-

griffen im Anti-IS-Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 46 und 52; näher dazu unten im 
Text bei Fn. 211 ff. (sub IV 2 a/b).

114  BVerfGE 118, 244 (269).
115  BVerfGE 90, 286 (389).
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Gestaltungsfreiheit der Bundesregierung“116 bezeichnet. Diese Einschät-
zungsprärogative ergreift jedoch nicht die innerstaatliche Bestimmungs-
macht über den Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte und die Defi-
nitionshoheit über die Einsatz-Schwelle.

Die Hoheit an der „Einsatz“-Grenze, über die Politik im Übergang – 
noch vor der „Verwicklung in Kampfhandlungen“117 – hat sich in 25 Jah-
ren wehrverfassungsrechtlicher Parlamentsvorbehalt als Schlüssel erwie-
sen. Quis iudicabit? In immer neuen Anläufen, im AWACS/Türkei-Einsatz 
2003, vor Gericht 2008, im Libyen-Evakuierungseinsatz 2011, in der Rühe-
Kommission 2014/15, vor Gericht 2015, hat sich die Bundesregierung als 
Türhüterin in Stellung bringen wollen. Sie hat für einen eigenen Einschät-
zungsvorbehalt, der den Zugang zum Parlamentsvorbehalt reguliert, jeden-
falls für einen Zweifelssatz gefochten. Dem Grundgesetz sei zu entnehmen, 
„dass im Zweifelsfall die Bundesregierung über die Verwendung deutscher 
Soldaten entscheide“, auf dass nicht „jeder Routineeinsatz deutscher Sol-
daten im Vorfeld möglicher bewaffneter Auseinandersetzungen und ohne 
jeglichen Kontakt mit einem militärischen Gegner der Zustimmung des 
Bundestags unterworfen werde“;118 eine „extensive Handhabung“ des Par-
lamentsvorbehalts verbiete sich, weil er „Durchbrechung der alleinigen Ver-
antwortlichkeit der Exekutive im auswärtigen Bereich“ sei.119

Im Februar 2003, am Vorabend des Irak-Krieges, beteiligten sich deut-
sche Soldaten in AWACS-Flugzeugen der NATO an der Luftraumüberwa-
chung über dem Hoheitsgebiet der Türkei. Die Bundesregierung weigerte 
sich, für „Routineflüge“120 die Zustimmung des Bundestages einzuholen. 
Das Bundesverfassungsgericht folgte nicht dem Eilantrag der F.D.P.-Frak-
tion, den weiteren Einsatz von einem Parlamentsmandat abhängig zu ma-
chen. Die Folgenabwägung des Zweiten Senats vom 25. März 2003 ließ 
noch einmal das Banner der Exekutive flattern und schützte die „unge-
schmälerte außenpolitische Handlungsfähigkeit der Bundesregierung“.121 
Doch fünf Jahre später folgte das Urteil, das die Einschätzungsprärogative 
der Regierung kategorisch ablehnt, die gegentraditionelle Primatdoktrin 
aus ihrem letzten Reservat vertreibt: „Dem Übergang von der Diploma-
tie zur Gewalt korrespondiert eine Veränderung in den Proportionen der 
innerstaatlichen Gewaltenteilung“ – und der Parlamentsvorbehalt sei „im 
Zweifel parlamentsfreundlich auszulegen“.122 In der Konsequenz ist die 

116  BVerfGE 121, 135 (160); BVerfGE 126, 55 (72).
117  BVerfGE 121, 135 (168).
118  Vortrag der Bundesregierung: BVerfGE 121, 135 (148).
119  Vortrag der Bundesregierung: BVerfGE 140, 160 (177 f. Rn. 37).
120  Rede des Bundeskanzlers, Plenarprot. der 34. Sitzung v. 19.3.2003, 15/34, S. 2727.
121  BVerfGE 108, 34 (45).
122  BVerfGE 121, 135 (161 f.); BVerfGE 140, 160 (188 Rn. 67, 189 Rn. 70).
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Tatsachenfrage, ob deutsche Soldaten in „bewaffnete Unternehmungen“ 
einbezogen werden, „gerichtlich voll überprüfbar“.123

Das AWACS/Türkei-Urteil vom 7. Mai 2008 verdankt seine Wucht dem 
Vorrang der Verfassung. Der verfassungsnormative Parlamentsvorbehalt 
wird auf der Linie des Mutterurteils nach allen Seiten verselbständigt und 
abgeschirmt. Der Einsatz bewaffneter Streitkräfte wird als autonom ver-
fassungsrechtlicher Begriff profiliert, der weder von der völkerrechtlichen 
Grundlage abhängen124 noch „von einem im Rang unter der Verfassung 
stehenden Gesetz“125 noch von exekutivischer Prärogativpolitik dirigiert 
werden soll. Fünf Jahre nach der Rede des Bundeskanzlers, der sich auf 
dem Marktplatz in Goslar festgelegt hatte126 und sich „Einsätze im oder 
gegen den Irak“127 durchaus nicht nachsagen lassen wollte, war der Vor-
rang der Kompetenznorm und der Vorbehalt des Kompetenzträgers end-
gültig und vorsorglich etabliert. Auch das 2005 in Kraft getretene Parla-
mentsbeteiligungsgesetz128 kam nur mehr als Konkretisierungsgesetz in 
Betracht,129 nicht mehr als Vehikel der parlamentarischen Selbstentmach-
tung. Soweit die Rühe-Kommission der 18. Wahlperiode130 mehr wollte als 
Konkretisierung, musste sie scheitern.131

Nach dem Urteil von 2008 blieb nur eine Flanke offen. Lag nicht nahe, 
dass der Integrationsgesetzgeber – nach Inkrafttreten des Vertrages von 
Lissabon, auf dem Weg zu einer gemeinsamen Verteidigung in der Dyna-
mik des Art. 42 Abs. 2 EUV – den autonomen Einsatzbegriff und die parla-
mentarische Verantwortung für die Verwendung der Bundeswehr aus der 

123  BVerfGE 121, 135 (168).
124  BVerfGE 121, 135 (156) mit Verweis auf BVerfGE 90, 286 (387), dort die Klarstel-

lung, dass die vorherige Zustimmung des Bundestages bei VN-mandatierten Einsätzen un-
abhängig davon erforderlich sei, ob den Streitkräften Zwangsbefugnisse nach Kapitel VII 
VN-Charta eingeräumt sind.

125  BVerfGE 121, 135 (156); BVerfGE 140, 160 (190 Rn. 71).
126  Günter Joetze, Der Irak als deutsches Problem, 2010, S. 112 ff.
127  Plenarprot. der 34. Sitzung v. 19.3.2003, 15/34, S. 2727, zitiert in BVerfGE 108, 34 (36), 

und BVerfGE 121, 135 (139).
128  Gesetz über die parlamentarische Beteiligung bei der Entscheidung über den Einsatz 

bewaffneter Streitkräfte im Ausland (Parlamentsbeteiligungsgesetz) v. 18.3.2005, BGBl. I 
S. 775. Dazu Malte Seyffarth, Kommentar zum Parlamentsbeteiligungsgesetz (ParlBG), 
2018.

129  BVerfGE 121, 135 (156), bezogen auf den Einsatzbegriff: allenfalls „Hinweise für 
seine verfassungsunmittelbare Reichweite“; zum Nachrang des einfachen ParlBG auch Seyf­
farth (Fn. 128), Einleitung Rn. 3.

130  Abschlussbericht v. 16.6.2015: BT-Drs. 18/5000.
131  Ausgewogene Analyse, auch des Scheiterns: Felix Arndt, Gesicherte Verfügbarkeit 

multilateraler Verbundfähigkeiten und Integrationsverantwortung – Zur Parlamentsbetei-
ligung im Kontext verstärkter Multinationalität und Integration, in: Sebastian Graf von 
Kielmansegg/Heike Krieger/Stefan Sohm (Hrsg.), Multinationalität und Integration im 
militärischen Bereich, 2018, S. 105 ff.; Malte Seyffarth, Parlamentsheer und Bündnisinte-
gration: Lehren aus einer gescheiterten Reform des Parlamentsbeteiligungsgesetzes, RuP 
2018, S. 404 ff.
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Verankerung im Staatsrecht lösen kann und lösen wird? Eine Unantast-
barkeit im Schutzbereich des Art. 79 Abs. 3 GG war ungewiss,132 gewiss 
aber die verfassungsändernde Kraft der Integrationsgesetzgebung.133 Der 
Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts schloss die Flanke im Hand-
streich „wegen des – der Integrationsermächtigung des Art. 23 Abs. 1 GG 
insoweit vorgehenden – Friedens- und Demokratiegebots“, so das Lissa-
bon-Urteil: „Der konstitutive Parlamentsvorbehalt für den Auslandsein-
satz der Bundeswehr ist integrationsfest.“134

Parlamentskompetenz im Übergang von der Diplomatie zur Gewalt: 
Der historische Leitsatz des AWACS/Türkei-Urteils handelt vom rechten 
Ort zur rechten Zeit. Er verortet den Kern des staatlichen Gewaltmono-
pols – den militärisch gewalttätigen Staat – in der Mitte der Demokratie. 
Er überantwortet dem Plenum135 die Entscheidungshoheit, bevor das Par-
lament „in die Zwangsläufigkeiten einer der Ratifikation vergleichbaren Si-
tuation gerät“.136 Er fordert „Parlamentsbeteiligung zu einem Zeitpunkt, 
zu dem die materielle Entscheidung über eine Anwendung von Waffenge-
walt noch nicht getroffen ist“.137 Er konstituiert den wehrverfassungsrecht-
lichen Parlamentsvorbehalt als Gewalt- und Politikkompetenz. Er ist nicht 
Durchbrechung der vonseiten der Bundesregierung bis 2015 behaupteten 
„alleinigen Verantwortlichkeit der Exekutive im auswärtigen Bereich“,138 
sondern „prägender Teil der grundgesetzlichen Gewaltenteilung“.139

III. Funktionen des wehrverfassungsrechtlichen  
Parlamentsvorbehalts

Das Mutterurteil 1994, seine Befestigung in der weiteren Rechtsprechung 
bis 2015 und die Mandatspraxis haben dem wehrverfassungsrechtlichen 
Parlamentsvorbehalt Konturen gegeben in seinen vier Funktionen. Sie sind 
unterscheidbar, aber nicht streng geschieden, sondern aufeinander bezogen.

132  Vgl. Wagner (Fn. 54), S. 32, gegen eine Rückversicherung des Parlamentsvorbehalts 
in Art. 79 Abs. 3 GG.

133  Hannes Rathke, Legitimation der Änderung und Fortentwicklung des Primärrechts, 
in: Andreas von Arnauld/Ulrich Hufeld (Hrsg.), Systematischer Kommentar zu den Lissa-
bon-Begleitgesetzen, 2. Aufl. 2018, § 7 Rn. 20 ff., insbesondere Rn. 121 ff. zu Art. 42 Abs. 2 
EUV.

134  BVerfGE 123, 267 (361).
135  BVerfGE 90, 286 (388); BVerfGE 121, 135 (167).
136  BVerfGE 121, 135 (167).
137  BVerfGE 121, 135 (167); dazu Arndt (Fn. 131), S. 108 f.
138  Vortrag der Bundesregierung: BVerfGE 140, 160 (177 f. Rn. 37).
139  BVerfGE 140, 160 (189 Rn. 70).
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1. Politikvorbehalt

Er ist zuallererst parlamentarischer Politikvorbehalt. Darauf muss sich 
der Einsatzbegriff vor allem in zeitlicher Genauigkeit einstellen. Über den 
Einsatz der Bundeswehr wird in einer kritischen Vor-Phase entschieden, 
in spezifischer Nähe,140 aber noch bevor „integrierte Bündnisabläufe be-
reits in Gang gesetzt sind“141 und militärische Zweckrationalität die Ober-
hand gewinnt. Sehr klar stellt das Pegasus-Urteil 2015 auf die „einheitliche 
rechtliche Schwelle parlamentarischer Zustimmungsbedürftigkeit“ ab; für 
„eine zusätzliche militärische Erheblichkeitsschwelle“ sei kein Raum.142 
Die hier betonte Rechtlichkeit meint nicht eine inhaltliche Vorprägung 
der Einsatzentscheidung, sondern den Tipping-Point der Gewaltpolitik. 
Das Grundgesetz kann den schlechthin verwerflichen Angriffskrieg un-
ter Strafe stellen (Art. 26 Abs. 1 GG), nicht aber den allenfalls gerechten 
Krieg programmieren. Das Verfassungsrecht behilft sich mit einem Kom-
petenztitel, erhofft sich verantwortliche Politik und setzt auf den Primat 
der Politik.143 Der parlamentarische Politikvorbehalt muss sich im exakt 
richtigen Zeitpunkt entfalten können. Mit der absehbaren Verstrickung 
der Bundeswehr in militärische Gewalt „endet der weit bemessene Gestal-
tungsspielraum der Exekutive im auswärtigen Bereich“.144 Der Raum der 
politisch-parlamentarischen Hoheit wird begrifflich („Einsatz“) und ge-
richtlich voll kontrollierbar abgesichert. Die Begriffe „konstitutiver Parla-
mentsvorbehalt“145 und „originäres Mitentscheidungsrecht“146 zielen auf 
politische Primärverantwortung zur rechten Zeit in prekärer Lage.

140  Abschichtung der „qualifizierten Erwartung der Einbeziehung deutscher Soldaten 
in bewaffnete Auseinandersetzung“ und der „bloßen Möglichkeit, dass es zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen kommen könnte“: BVerfGE 140, 160 (190 f. Rn. 72 ff.).

141  BVerfGE 121, 135 (166). Politikwissenschaftlicher Blick, Einteilung in Phasen der (in-
ternationalen) Verhandlung, Entscheidung und Durchführung: Nik Milosevic, Politische 
Entscheidungsprozesse und multinationale Militäreinsätze, 2018, S. 130 ff. und (verglei-
chend) S. 383 ff.

142  BVerfGE 140, 160 (190 Rn. 71).
143  Andreas Dietz, Das Primat der Politik in kaiserlicher Armee, Reichswehr, Wehr-

macht und Bundeswehr, 2011, S. 16 ff., 34 ff., 618 ff.: „Die folgenreichste Neuakzentuierung 
des Primats der Politik liegt in der Fortentwicklung des Parlamentsvorbehaltes für bewaff-
nete Einsätze der Bundeswehr im Ausland“.

144  BVerfGE 121, 135 (161).
145  BVerfGE 90, 286 (383).
146  BVerfGE 121, 135 (169).
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2. Verantwortungsvorbehalt

Das Pegasus-Urteil betont „das wehrverfassungsrechtliche Recht und die 
Pflicht zur parlamentarischen Verantwortungsübernahme“.147 Der Bun-
destag übernimmt politische Verantwortung für eine komplexe Risikoent-
scheidung, aber auch rechtliche Mitverantwortung dafür, dass alle völ-
kerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
Soweit das Verfassungsprozessrecht die gerichtliche Inhaltskontrolle des 
Mandats ausschließt148 oder einschränkt,149 debattiert und beschließt der 
Bundestag in der Legalitätsfrage über eine Erstinterpretation der Bundesre-
gierung (§ 3 ParlBG) als Letztinterpret. Das Einsatzmandat kann politisch 
und legitimatorisch nur überzeugen, wenn der Bundestag auch die dem 
Beschluss inhärente Legalitätsbehauptung verantworten kann. Er bewäl-
tigt die umfassende, politische und rechtliche Verantwortungsübernahme 
öffentlich, in Rede und Gegenrede, im Forum der Nation: „Der wehrver-
fassungsrechtliche Parlamentsvorbehalt sichert insoweit eine adäquate Or-
ganzuständigkeit gerade im Hinblick auf die Beteiligung der Opposition in 
freier parlamentarischer Debatte und macht es damit auch der öffentlichen 
Meinung besser möglich, über die politische Reichweite des jeweiligen Ein-
satzes zu urteilen“.150 In 25 Jahren haben sich die Abgeordneten durchweg 
zu persönlicher Verantwortungsübernahme bekannt, in Plenardebatten, in 
namentlichen Abstimmungen, vielfach ergänzt in Einzelerklärungen nach 
§ 31 GOBT („Erklärung zur Abstimmung“), mitunter ausdrücklich aus-
gewiesen als Gewissensentscheidungen,151 vor allem aber militärische Ge-
walt als Mittel der Außenpolitik problematisiert – nicht abstrakt, sondern 
mit Blick auf die konkrete Mission. Der Abgeordnetenvorbehalt drängt 

147  BVerfGE 140, 160 (196 Rn. 88); zur „Entlastung von der exekutiven Alleinverantwor-
tung“ Glawe (Fn. 15), S. 125 ff.

148  Dazu kritisch die Gesetzentwürfe der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: „Veranke-
rung eines Verfahrens zur Überprüfung von Entscheidungen über den Einsatz der Bundes-
wehr im Ausland“, BT-Drs. 18/8277 und BT-Drs. 19/14025.

149  Zur Vertretbarkeitskontrolle „von Rechten und Pflichten in einem System nach 
Art. 24 Abs. 2 GG“: BVerfG Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 46 und unten im Text 
bei Fn. 211 ff. (sub IV 2 a/b).

150  BVerfGE 121, 135 (162).
151  Ohne Anspruch auf Vollständigkeit: Abg. Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, 

Plenarprot. der 184. Sitzung v. 29.8.2001, 14/184, S. 18219; Nein-Stimme des (Koalitions-)
Abg. Wolfgang Börnsen, Plenarprot. der 88. Sitzung v. 28.1.2011, 17/88, S. 9946: „Die Be-
schlussfassung über den Auslandseinsatz von Soldaten ist für mich eine Gewissensent-
scheidung, weil über Tod und Leben von Menschen entschieden wird.“; ebd. S. 9955 sieben 
Ja-Stimmen aus der Opposition: „Trotz unserer Kritik an der unzureichenden und teil-
weise fehlgeleiteten Afghanistan-Strategie der Bundesregierung stimmen wir dem Mandat 
zur Verlängerung des Afghanistan-Einsatzes der Bundeswehr bis zum 31. Januar 2012 zu. 
Dies ist eine Gewissensentscheidung.“; Abg. Saskia Esken, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 
4.12.2015, 18/144, S. 14216: „Gewissensentscheidung für den Einsatz“; Abg. Tobias Lindner, 
ebd. S. 14235: „Ich stimme gegen den Antrag der Bundesregierung. Dies ist eine Gewissen-
sentscheidung“.
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auf Rechtfertigung der Regierung vor dem verantwortlichen „Wir“ in der 
parlamentarischen Versammlung: „Wir tragen die Verantwortung für un-
sere Soldatinnen und Soldaten, die wir als Parlamentsheer in diesen Einsatz 
schicken. Wir können diese Verantwortung doch nur tragen, wenn wir ei-
nen guten Plan mit dieser Mission verbinden“.152

3. Legitimationsvorbehalt

Mit dem Übergang von der Diplomatie zur Gewalt lässt sich der Bund  
– die Bundesrepublik und für sie die Bundeswehr – auf Risikopolitik 
ein. In der auswärtigen Gewaltpolitik kulminiert staatlich-militärische 
Risikobereitschaft. Riskante Militärpolitik erheischt Legitimation. Der 
parlamentarische Legitimationsbeitrag erweist sich als notwendige Be-
dingung demokratisierter deutscher war powers.153 Politische und legiti-
matorische Dimensionen ergänzen sich. Aus der repräsentativen Politik-
fähigkeit des Parlaments erwächst Legitimation, seine legitimatorische 
Kraft fundiert den Politikvorbehalt. Die parlamentarische Legitimation 
stabilisiert die politische Abwägung, zumal die Risikopolitik, trägt auch 
und „gerade die allein national verantworteten Streitkräfteeinsätze“, de-
nen „kein Prozess konsensualer Willensbildung innerhalb eines Bünd-
nissystems vorausgeht“.154 Die konkrete Risikoentscheidung setzt spe-
zifische Rechtfertigung, direkte Verantwortung, unvermittelte Legi-
timation voraus. Auch das haushaltsverfassungsrechtliche Muster des 
Art. 115 Abs. 1 GG lehrt: riskante Manöver mit ungewissen Folgelasten, 
Kredite, Bürgschaften, Garantien, Gewährleistungen, werden als solche 
– als legitimationsbedürftige Risikoentscheidungen – kompetenzrecht-
lich herausgehoben und der konkret-individuellen Zustimmung im Par-
lament vorbehalten. Die gewaltpolitische Risikoentscheidung schließt 
die Gefährdung der Mandatare und immer auch politische Risiken ein. 
Das Bundesverfassungsgericht unterscheidet „ein erhebliches Risiko für 
Leben und Gesundheit deutscher Soldaten“ und „ein politisches Eska-
lations- oder doch Verstrickungspotential“.155 Dafür wehrverfassungs-
rechtlich den Deutschen Bundestag in Verantwortung zu nehmen, er-

152  Abg. Anton Hofreiter, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14118.
153  Mareike Nürnberg/David Schenk, Deployment of Soldiers for the Protection of Na-

tionals Abroad and Inner-State Justification: The German Federal Constitutional Court`s 
Decision on the Operation of German Military in Libya, in: Andreas von Arnauld/Kerstin 
von der Decken (Ed.), German Yearbook of International Law Vol. 59, 2016, S. 517 (532).

154  BVerfGE 140, 160 (188 Rn. 69).
155  BVerfGE 121, 135 (161). Der Parlamentarische Staatssekretär bei der Bundesministe-

rin der Verteidigung erinnerte am 8.11.2019 im Bundestag an die „111 in den Auslandsein-
sätzen gefallenen Soldaten“, Plenarprot. der 125. Sitzung, 19/125, S. 15645.
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möglicht öffentliche Diskussion,156 demokratische Reflexion157 und stif-
tet unmittelbare Legitimation.

4. Einzelfallvorbehalt

Parlamentarisch sanktionierte Gewaltpolitik im Zeichen des Gewaltver-
bots (Art. 2 Nr. 4 VN-Charta, Art. 25 GG, Art. 26 Abs. 1 Satz 1 GG, Art. 2 
Zwei-plus-Vier-Vertrag) ist nur ausnahmerechtlich158 vorstellbar und nur 
in concreto rechtfertigungsfähig. Der Deutsche Bundestag entscheidet 
„über den konkreten Einsatz“159 der Bundeswehr durch Einzelfallbe-
schluss.160 Alle Funktionen des wehrverfassungsrechtlichen Parlaments-
vorbehalts sind auf den durch „Angaben“ der Bundesregierung (§ 3 Abs. 2 
ParlBG) konfigurierten und konkretisierten Einsatz bewaffneter Streit-
kräfte zugeschnitten. Nur die befristete Zustimmung genügt dem Einzel-
fallvorbehalt; in der Staatspraxis hat sich das Jahresmandat durchgesetzt. 
Ein Zustimmungsantrag der Regierung, der hinter den Mindestanforde-
rungen des § 3 Abs. 2 ParlBG161 zurückbleibt, ist a limine abzulehnen. Die 
Blankovollmacht, ein Rückzug des Parlaments aus der „Pflicht zur par-
lamentarischen Verantwortungsübernahme“,162 ist verfassungsrechtlich 
ebenso ausgeschlossen wie eine präjudizielle Türhüterfunktion der Regie-
rung entlang der Einsatzschwelle.163 Der Einzelfallvorbehalt schützt die 
Parlamentskompetenz als Grenzfallvorbehalt in den grauen Zonen des 
Übergangs „von der Diplomatie zur Gewalt“,164 auch und insbesondere 
bei Gefahr im Verzug. Zwar entscheidet die Bundesregierung unter größ-
tem Zeitdruck ausnahmsweise165 und kurzfristig allein über den Einsatz. 
Sie disponiert jedoch nicht darüber, „ob ein solcher Einsatz gegeben ist und 
damit ein Mitwirkungsrecht des Bundestages besteht“166 und ebensowe-

156  Paulus (Fn. 27), S. 86, 93, 112.
157  Schorkopf (Fn. 54), § 6 Rn. 87: „reflexives Instrument gegenüber selbstreferentiellen 

Exekutiven“.
158  von Arnauld (Fn. 69), Rn. 1049 ff. (Überblick), Rn. 1053 ff. (Friedenssicherung im 

System der Vereinten Nationen), Rn. 1082 ff. (Individuelle und kollektive Selbstverteidi-
gung), Rn. 1117 ff. (Terrorismus und Selbstverteidigung) und Rn. 1132 ff. (Umstrittene In-
terventionstitel).

159  BVerfGE 90, 286 (387) – Hervorhebung dort.
160  Paulus (Fn. 27), S. 112: „verbindliche, quasi-einzelfallgesetzliche Grundlage für den 

Streitkräfteeinsatz“; Wagner (Fn. 54), S. 90 ff., auch zur Bestimmtheit des Mandats in terri-
torialer Hinsicht.

161  Seyffarth (Fn. 128), § 3 Rn. 12 ff.
162  BVerfGE 140, 160 (196 Rn. 88).
163  Groß (Fn. 79), S. 155 f., mit zutreffender Kritik am Versuch der Rühe-Kommission, 

eine Einsatztypologie einfachgesetzlich vorzuprägen und den parlamentarischen Zustim-
mungsvorbehalt im Grenzfall zu überspielen.

164  BVerfGE 121, 135 (161); dazu ausführlich oben im Text bei Fn. 115 ff. (sub II 3 c).
165  BVerfGE 140, 160 (195 Rn. 86).
166  BVerfGE 140, 160 (189 Rn. 70).
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nig über den Tatbestand „Gefahr im Verzug“; auch dieser ist verfassungs-
gerichtlich voll überprüfbar.167 Nach Beginn des Einsatzes ohne Mandat 
ist der Bundestag umgehend zu befassen; einzubinden sind jedenfalls168 
die Vorsitzenden und Obleute des Auswärtigen Ausschusses und des Ver-
teidigungsausschusses (§ 96a Abs. 3 Satz 3 GOBT). Nur wenn der Einsatz 
„zum frühestmöglichen Zeitpunkt einer nachträglichen Parlamentsbefas-
sung bereits abgeschlossen“169 – das heißt in der Regel: innerhalb von 48 
Stunden –, damit auch das Rückholrecht (§ 8 ParlBG) gegenstandslos ge-
worden ist, erübrigt sich die konstitutive Zustimmung und tritt an seine 
Stelle das Gebot der qualifizierten Unterrichtung.170 Mit dieser Recht-
sprechung hat das Bundesverfassungsgericht eine Notkompetenz für aty-
pische Konstellationen anerkannt, ohne den Parlamentsvorbehalt einzu-
schränken. Die Einzelfallkompetenz des Bundestages wird nicht mit dem 
seltenen Eileinsatz herausgefordert, sondern mit langwährenden Einsät-
zen, die er, wenn er sie autorisieren will, dauerhaft beobachten und mit 
Mandatierung in Serie flankieren muss.

IV. Die Anti-IS-Mandate 2015–2019

Nach den Anschlägen in Paris am 13. November 2015, an der Rue Bichat, 
der Rue Charonne, rund um die Place de la République, vor der Bar Le 
Carillon und im Konzerthaus Bataclan, haben der 18. und der 19. Bundes-
tag in serieller Mandatspolitik den Einsätzen bewaffneter deutscher Streit-
kräfte „zur nachhaltigen Bekämpfung des IS-Terrors“ zugestimmt. Hat 
sich der Deutsche Bundestag auf Kämpfe gegen die hostes humani generis 
unserer Gegenwart eingelassen? Als verfasstes Staatsorgan darf er Gewalt-
politik nicht gegen Art. 1 GG freisetzen. Immerhin aber macht der Vorsit-
zende des Auswärtigen Ausschusses den IS als Autor einer Feinderklärung 
aus: „Diese Terrororganisation hat uns, das sind Frankreich, Deutschland 
und alle anderen Staaten, die unsere Werte teilen, zum Feind erklärt“.171 

167  BVerfGE 140, 160 (197 ff. Rn. 90 ff.).
168  Zum Problem der innerparlamentarischen Delegation Meinel (Fn. 92), S. 277 ff., auch 

(S. 308) zu § 4 ParlBG (vereinfachtes Zustimmungsverfahren bei Einsätzen von geringer In-
tensität und Tragweite): „Zwischenform zwischen Ausschuß- und Plenarbefassung“.

169  BVerfGE 140, 160 (199 Rn. 95).
170  BVerfGE 140, 160 (201 ff. Rn. 101 ff.) mit Verweis auf BVerfGE 131, 152. Anders noch 

§ 5 Abs. 3 Satz 1 ParlBG: „Der Antrag auf Zustimmung zum Einsatz ist unverzüglich nach-
zuholen“; zu den Unterrichtungspflichten der Bundesregierung aus dem ParlBG Seyffarth 
(Fn. 128), § 6 Rn. 1 ff.

171  Norbert Röttgen, Syrien als Prisma außenpolitischer Herausforderungen: Warum das 
Anti-IS-Mandat ein Bekenntnis zu Europa und seiner Verantwortung im Nahen und Mitt-
leren Osten ist, Die Friedens-Warte 2015, S. 217 (219). Röttgen führte im 18. und führt im 
19. Bundestag den Vorsitz im Auswärtigen Ausschuss.
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Wie entkommt man, auserkoren als Feind, den Kategorien der Feindbe-
kämpfung?

In der Gesamtschau der Anti-IS-Mandate wird die Funktion des Par-
laments in der seriellen Befassung mit Gewaltpolitik sichtbar: im Legiti-
mationsbedarf; im Zuschnitt der Mandate; in der verfassungs- und völker-
rechtlichen Begründung; in der politischen Debatte; in der Verständigung 
aufseiten der Regierungskoalition und im Abstimmungsverhalten der Op-
position.

1. Politikvorbehalt – Solidarität mit Frankreich

„,Nous sommes Charlie‘! ,Nous sommes Paris‘! Wahre Freunde erkennt 
man in der Not. Deshalb müssen wir uns in Syrien mit unserer Bundes-
wehr engagieren“.172 Zur Debatte stand Solidarität mit Frankreich als po-
litischer Imperativ, aber auch die Frage, ob Art. 42 Abs. 7 EUV zu unbe-
dingtem militärischen Beistand verpflichtet („hair-trigger-Klausel“) oder 
einen Korridor der politischen Entschließung offenhält.

a) Primat der Politik

Die Bundesregierung bekannte sich im Dezember 2015 zu „Solidarität 
und Verlässlichkeit im Sinne der Beistandsverpflichtung nach Artikel 42 
Absatz 7 EU-Vertrag“, zu „unmittelbaren Unterstützungsleistungen im 
Kampf gegen den IS“ und dazu, Frankreich indirekt zu entlasten „durch 
die Übernahme von stärkerer Verantwortung in Mali“. Der Mandatsan-
trag173 reagierte politisch entschlossen auf den „Appell an die EU-Mit-
gliedstaaten“ und schlingerte bedenklich in der rechtlichen Begründung. 
Konsequent widersetzte sich der Bundesminister des Auswärtigen von 
vornherein jedem Versuch der Opposition, die Debatte von der konkre-
ten politischen Lage zu distanzieren, etwa der Frage, ob nicht-staatliche 
Akteure den in Art. 51 VN-Charta, Art. 42 Abs. 7 EUV vorausgesetzten 
Angriff führen können: „Wir sind ja hier nicht in einem Seminar, sondern 
wir sind hier in einem Parlament, im Deutschen Bundestag. Ich glaube, 
nach insgesamt acht Anschlägen, die in Frankreich stattgefunden haben, 
ist dies nicht die Stunde, den Franzosen zu erklären – machen Sie es; ich 
mache es nicht –, dass sie sich deshalb nicht angegriffen fühlen müssen, 
nach 130 Toten, die allein die sieben Anschläge am 13. November dieses 

172  Abg. Florian Hahn, Plenarprot. der 142. Sitzung v. 2.12.2015, 18/142, S. 13896.
173  BT-Drs. 18/6866, S. 6. Zustimmung mit 445 Ja-, 145 Nein-Stimmen, 7 Enthaltun-

gen; unter den Nein-Stimmen 30 der Regierungsfraktionen (zwei Abgeordnete der CDU/
CSU-Fraktion und 28 der SPD-Fraktion); Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, 
S. 14133 f.
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Jahres verursacht haben“.174 Auf gleicher Linie bat der Abgeordnete Jür­
gen Hardt die Opposition „im Zeichen der Solidarität, diese filibusterar-
tig vorgetragene, beckmesserische, seminarmäßig differenzierte Betrach-
tung der Rechtsfrage hintanzustellen“175 – nachdem der Parlamentspräsi-
dent auf der Ehrentribüne eine Delegation des Ausschusses für europäische 
Angelegenheiten der französischen Nationalversammlung unter Führung 
der Ausschussvorsitzenden Danielle Auroi begrüßt hatte.176 Regierung 
und Regierungsmehrheit pochten auf „Solidarität aller Europäer“,177 Fra-
gen der Opposition nach einer „Rechtspflicht“ aus Art. 42 Abs. 7 EUV178 
und der Vereinbarkeit mit der VN-Charta179 drangen nicht durch – und 
das Bundesverfassungsgericht wird in Sachen Anti-IS-Mandat später nur 
bekräftigen, dass der Organstreit nicht einer allgemeinen Verfassungsauf-
sicht diene.180

Jene im deutschen Staatsrecht gänzlich ungewohnte Freizeichnung von 
forensisch „differenzierter Betrachtung der Rechtsfrage“ vermittelt Macht 
und Letztverantwortung. Eben diese solitäre Kompetenz will das Grund-
gesetz parlamentarisiert und politisiert sehen. Das politisch-parlamenta-
rische Gegengewicht sorgt für Balance gegenüber Ministerial- und Mili-
tärfachlichkeit, bricht mit Traditionsformen der klandestinen Diplomatie. 
In der öffentlichen Verhandlung über ein prekäres Mandat schulden Mi-
nister mehr als Hausleitung und Ressortabstimmung. Als Plenarvorbehalt 
begünstigt der Parlamentsvorbehalt die Generaldebatte. Der Mandatsent-
wurf muss sich als Komponente eines politischen Arrangements erklären 
und bewähren. Die Opposition findet Gelegenheit, gegen reduzierte Mi-
litärpolitik und für integrierte Sicherheitspolitik181 zu fechten – und steht 
ihrerseits in Erklärungs- und Bekenntnispflicht: „Frankreich hat Deutsch-
land, seinen engsten Partner in Europa und der Welt, um Unterstützung 
gebeten. Wir dürfen jetzt Frankreich die erbetene militärische Unterstüt-
zung nicht verweigern, da wir sonst Gefahr laufen, die gegenseitige Soli-
darität – den Kernbestand der europäischen Idee – noch weiter zu unter-
höhlen, als es ohnehin schon der Fall ist“. Mit dieser Begründung haben 
die Oppositionsabgeordneten Tom Koenigs, Manuel Sarrazin und Kordula 

174  Bundesminister Frank-Walter Steinmeier, Plenarprot. der 142. Sitzung v. 2.12.2015, 
18/142, S. 13879.

175  Plenarprot. der 142. Sitzung v. 2.12.2015, 18/142, S. 13891.
176  Plenarprot. der 142. Sitzung v. 2.12.2015, 18/142, S. 13882.
177  Abg. Heike Baehrens, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14198 (Er-

klärung nach § 31 GOBT).
178  Abg. Sevim Dağdelen, Plenarprot. der 142. Sitzung v. 2.12.2015, 18/142, S. 13880.
179  Abg. Anton Hofreiter, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14119.
180  BVerfG Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 28.
181  Auch die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Europäischen 

Union will nicht begriffen werden als allein militärische Seite der GASP. Die GSVP will 
der Union „eine auf zivile und militärische Mittel gestützte Operationsfähigkeit“ sichern, 
Art. 42 Abs. 1 Satz 2 EUV.
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Schulz-Asche (Bündnis 90/Die Grünen) dem ersten Syrien-Mandat zuge-
stimmt, mit dem Hinweis, der französische Präsident habe sich mit der 
Bitte um Beistand „bewusst nicht an die NATO gewandt, sondern an die 
Solidarität der Europäischen Union appelliert“.182

b) Politikreservat im Verpflichtungsstatus

Bundesregierung und Bundestag haben Unterstützungsbereitschaft ge-
genüber Frankreich im Dezember 2015 politisch vorausgesetzt und mi-
litärischen Beistand durchgesetzt. Der „Entscheidungsverbund“183 er-
übrigte damit die heikle Frage nach der Verpflichtungskraft des Art. 42 
Abs. 7 UAbs. 1 Satz 1 EUV. Begründet Unionsprimärrecht eine strikte, 
auch im nationalen Parlament unabweisbare Beistandspflicht? Die unions-
rechtlich gebotene Mitwirkung an kollektiver Selbstverteidigung in der 
GSVP soll, folgt man der allzu beiläufigen Deutung im Lissabon-Urteil, 
über Art. 5 NATO-Vertrag nicht hinausgehen. Auch Art. 42 EUV ge-
währe „einen Beurteilungsspielraum hinsichtlich des Inhalts des zu leis-
tenden Beistands“.184 Das greift zu kurz185 und ist schwerlich vereinbar mit 
dem weiteren, richtigen Befund, dass sich die Mitgliedstaaten im Rekurs 
auf Art. 42 Abs. 7 UAbs. 1 Satz 2 EUV (Wiederholung der irischen Klau-
sel als Relativierung der Beistandspflicht) lediglich „auf prinzipielle in-
haltliche Vorbehalte“186 berufen können. Dem angegriffenen Unionsstaat 
schulden die anderen Mitgliedstaaten „alle in ihrer Macht stehende Hilfe 
und Unterstützung, im Einklang mit Artikel 51 der Charta der Vereinten 
Nationen“, mithin auch militärische Hilfe.187 Art. 42 Abs. 7 UAbs. 1 Satz 1 
EUV koppelt das Beistandsgebot regelhaft an völkerrechtliche Vorausset-
zungen (Verweis auf Art. 51 VN-Charta) und nur ausnahmerechtlich re-

182  Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14196 (Erklärung nach § 31 
GOBT). Die Abg. Marieluise Beck, Franziska Brantner und Cem Özdemir enthielten sich, 
alle anderen Mitglieder der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stimmten mit Nein. Erst das 
(dritte) Folgemandat v. 7.3.2018, BT-Drs. 19/1093, das (erstmals) nicht mehr auf Art. 42 
Abs. 7 EUV rekurrierte, lehnte der Abg. Manuel Sarrazin ab: „Bisher habe ich dem soge-
nannten Counter-IS-Mandat stets zugestimmt, denn damit stimmte der Bundestag bislang 
nicht nur über das deutsche Engagement in der Anti-IS-Koalition ab, sondern zeigte sich 
angesichts der schrecklichen Anschläge, die unser Nachbarland Frankreich im Jahr 2015 
erschütterten, solidarisch“, Plenarprot. der 23. Sitzung v. 22.3.2018, 19/23, S. 2136 (Erklä-
rung nach § 31 GOBT).

183  BVerfGE 121, 135 (161); BVerfGE 140, 160 (189 Rn. 70).
184  BVerfGE 123, 267 (424); vgl. BVerfGE 104, 151 (205) zum Primat der Politik im Be-

reich der NATO-Krisenreaktion.
185  Gegen BVerfGE 123, 267 (424) auch Roman Schmidt-Radefeldt, Die Aktivierung der 

EU-Beistandsklausel im Nachgang zu den Terroranschlägen von Paris im November 2015: 
Rechtlicher Rahmen und politische Praxis, in: Stefan Kadelbach (Hrsg.), Die Welt und Wir, 
2017, S. 243 (256 f.); bereits Sebastian Graf von Kielmansegg, Die Verteidigungspolitik der 
Europäischen Union, 2005, S. 213.

186  BVerfGE 123, 267 (424).
187  Hans-Joachim Cremer, Die Beistandsklausel des EUV, ZG 2016, 97 (109 ff.).
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lativierend an prinzipielle Vorbehalte (Unberührtheitsklausel des Art. 42 
Abs. 7 UAbs. 1 Satz 2 EUV). Auch die Einlassung des Zweiten Senats im 
Lissabon-Urteil zielt nicht auf eine insgesamt restriktive Interpretation; ihr 
Fluchtpunkt ist der integrationsfeste Parlamentsvorbehalt, sein Fortbeste-
hen188 mit Rückhalt in Art. 42 Abs. 7 UAbs. 1 Satz 2 EUV.

So kommt dem GSVP-Beistand der Charakter der nur ausnahmerecht-
lich relativierten und nur ausnahmsweise relativierbaren Rechtspflicht 
zu. Das ist das spannungsvolle Konzept einer noch intergouvernementa-
len, gleichwohl ehrgeizigen Solidaritäts- und Hilfestruktur. Vergleichbar 
mit dem Rütlischwur im Europäischen Stabilitätsmechanismus, verlangt 
Art. 42 Abs. 7 UAbs. 1 Satz 1 EUV mehr als politische Ad-hoc-Disposi-
tion, mehr als Art. 5 NATO-Vertrag, statuiert eine Hilfepflicht,189 kann 
und will aber den Verbündeten nicht herauslösen aus staatsrechtlich indi-
vidueller Verankerung im je „besonderen Charakter der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ (Art. 42 Abs. 7 UAbs. 1 Satz 2 EUV). Vergleichbar 
mit dem Mandatsvorbehalt des § 4 ESMFinG, bleibt der wehrverfassungs-
rechtliche Parlamentsvorbehalt im Beistandsfall ein Politikvorbehalt. Der 
Deutsche Bundestag muss freilich, bevor er militärischen Beistand ver-
weigert, den Solidaritätsimperativ des Art. 42 Abs. 7 UAbs. 1 Satz 1 EUV 
bedenken. Im Grenzfall entscheidet er zwischen Rütlischwur und Vor-
behalt. Abstraktes Versprechen und praktische Einlösung kommen zur 
Deckung in der zwischenstaatlichen solidarischen Verabredung. Sie löst, 
wie Hans-Joachim Cremer gezeigt hat, Inpflichtnahme und Abstimmung 
in unmittelbaren schuldrechtlich-bilateralen, nicht supranationalisierten 
Rechtsbeziehungen zwischen den Unionsstaaten aus, eine Aushandlungs-
situation, in der „letztlich doch ein Spielraum besteht“.190 An horizon-
tal-bilateraler und rascher Verständigung zwischen den Staaten der Union 
war Frankreich nach dem 15. November 2015 interessiert, hat sich deshalb 
gegen die suprastaatlichen Prozeduren sowohl des Art. 222 AEUV als auch 
des NATO-Vertrags entschieden.191 Auch in der Verpflichtungssituation 

188  BVerfGE 123, 267 (422–426), dort stehen diese Sätze voran (S. 422): „Der konstitu-
tive Parlamentsvorbehalt für den Auslandseinsatz der Streitkräfte besteht auch nach einem 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon fort. Der Vertrag von Lissabon überträgt der Eu-
ropäischen Union keine Zuständigkeit, auf die Streitkräfte der Mitgliedstaaten ohne Zu-
stimmung des jeweils betroffenen Mitgliedstaates oder seines Parlaments zurückzugreifen“.

189  Cremer (Fn. 187), S. 114 ff.; Sauer (Fn. 38), Rn. 277; Daniel Thym, GASP und äußere 
Sicherheit, in: Andreas von Arnauld (Hrsg.), Europäische Außenbeziehungen, Enzyklo-
pädie Europarecht Bd. 10, 2014, § 16 Rn. 40 ff.; vgl. auch Abg. Michael Georg Link, Plenar-
prot. der 2. Sitzung v. 21.11.2017, 19/2, S. 55: „eine Beistandsverpflichtung“; zurückhalten-
der, eher gegen rechtliche Bindung Jörg Philipp Terhechte, in: Schwarze, EU-Kommentar, 
4. Aufl. 2019, Art. 42 EUV Rn. 19; Stephan Marquardt/Jens-Christian Gaedtke, in: von der 
Groeben/Schwarze/Hatje, Europäisches Unionsrecht Bd. 1, 7. Aufl. 2015, Art. 42 Rn. 16; 
vermittelnd Schmidt-Radefeldt (Fn. 185), S. 255, 258 f., auch mit dem Hinweis, dass der Bei-
stand nicht notwendig genuin militärisch sein müsse.

190  Cremer (Fn. 187), S. 115 f.; vgl. auch Schmidt-Radefeldt (Fn. 185), S. 258 f.
191  Schmidt-Radefeldt (Fn. 185), S. 246 f., 249.
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des Art. 42 Abs. 7 UAbs. 1 Satz 1 EUV kann der Deutsche Bundestag sein 
Politikreservat behaupten. Das in der Verabredung mit dem angegriffenen 
Staat vorbereitete und situativ angemessene Mandat löst das Solidaritäts-
versprechen ein und bleibt Ausprägung parlamentarischer Hoheit.

2. Verantwortungsvorbehalt – Beistand und Verteidigung

Der Deutsche Bundestag hat für die Anti-IS-Mandate die Legalitätsver-
antwortung übernommen, gegen völkerrechtliche und verfassungsrecht-
liche Zweifel, gegen das Eingeständnis, dass „uns leider noch nicht die 
ideale Kapitel-VII-Resolution vorliegt“.192 Das Bundesverfassungsgericht 
verweigert die Entlastung, zieht sich in der Handhabung des Art. 42 Abs. 7 
EUV und des Art. 51 VN-Charta auf eine Vertretbarkeitskontrolle zu-
rück, bekräftigt freilich mit dem Beschluss vom September 2019 die parla-
mentarische Letztverantwortung.

a) Neue unionsverfassungsrechtliche Legalitätsformel

Nur 24/VII immunisiert: Im politischen Raum gilt als (einziger) unan-
greifbarer Rechtfertigungstitel der Rekurs auf Art. 24 Abs. 2 GG, der seit 
25 Jahren den Einsatz der Bundeswehr in Systemen kollektiver Sicherheit 
trägt, mit Rückhalt in Resolutionen des Sicherheitsrates, die ausdrücklich 
auf Kapitel VII der VN-Charta verweisen und Zwangsmaßnahmen auto-
risieren: „acting under Chapter VII“, „authorizes“, auch „decides to autho-
rize“. Alle anderen Rechtstitel provozieren politischen und rechtlichen Wi-
derspruch: der „System“-Einsatz ohne Kapitel VII-Ermächtigung, jedoch 
in Anknüpfung an die im Sicherheitsrat festgestellte Bedrohung für Welt-
frieden und internationale Sicherheit, auf Basis einer Resolution im For-
mat 2249193 oder eines Presidential Statement;194 die Intervention auf Ein-
ladung;195 der unilateral verfügte Evakuierungseinsatz;196 kollektive Ver-

192  Abg. Florian Hahn, Plenarprot. der 142. Sitzung v. 2.12.2015, 18/142, S. 13896.
193  Einstufung des IS in der Resolution 2249 (2015) v. 20.11.2015 als „global and unprece-

dented threat to international peace and security“.
194  BT-Drs. 18/3561, S. 1: „Die internationale Gemeinschaft leistet damit der Auffor-

derung des Sicherheitsrats Folge, die irakische Regierung im Kampf gegen ISIS zu unter-
stützen (vom Sicherheitsrat im Konsens angenommene Vorsitzerklärung vom 19. Septem-
ber 2014)“; dazu kritisch Roman Schmidt-Radefeldt, Auslandseinsätze der Bundeswehr im 
Spannungsfeld zwischen Völker- und Verfassungsrecht: Plädoyer für eine völkerrechts-
freundliche Auslegung der deutschen Wehrverfassung, in: Sebastian Graf von Kielman-
segg/Heike Krieger/Stefan Sohm (Hrsg.), Multinationalität und Integration im militäri-
schen Bereich, 2018, S. 83 (85 f.); Julia Schulze, Zwischen Anspruch und Wirklichkeit: Die 
verfassungsrechtliche Rechtfertigung des Irak-Einsatzes, DÖV 2015, S. 992 (996).

195  von Arnauld (Fn. 69), Rn. 1047 (Nachw.); Carl-Wendelin Neubert, Dilemmata der 
Völkerrechtsordnung. Zu dem bewaffneten Auslandseinsatz der Bundeswehr in Syrien, 
Recht und Politik 2016, 100 (101).

196  Mehrdad Payandeh, Evakuierungseinsätze der Bundeswehr und Parlamentsbeteili-
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teidigung in der Ad-hoc-Koalition der Willigen;197 Kampf gegen Piraterie 
außerhalb der „System“-Missionen;198 sogar Art. 42 Abs. 7 EUV steht im 
Streit. Auch in der Verfassungsrechtsprechung findet sich das obiter dic-
tum, der Auslandseinsatz der Bundeswehr sei „außer im Verteidigungsfall 
nur in Systemen gegenseitiger kollektiver Sicherheit erlaubt“.199

Mit dem Verweis auf Art. 24 Abs. 2 GG und die Resolution 2249 (2015) 
vom 20. November 2015 konnte die 24/VII-Immunisierung der Anti-IS-
Mandate 2015–2019 nicht gelingen. Der Dissens unter den fünf ständigen 
Mitgliedern des Sicherheitsrates, wie in Syrien vorzugehen und mit dem 
Assad-Regime umzugehen sei, verhinderte die ausdrückliche Bezugnahme 
auf Kapitel VII und die unzweideutige Autorisierung der Gewaltanwen-
dung.200 In dieser kritischen Lage hätte Deutschland die europäische So
lidaritäts- und Legalitätsformel „kollektive Verteidigung 51/42“ offensiver 
vertreten müssen. Zwar stützten sich die Anti-IS-Mandate bis 2017 „zu-
sätzlich in Erfüllung der EU-Beistandsklausel“201 auch auf Art. 51 VN-
Charta und Art. 42 Abs. 7 EUV. Doch waren Regierung und Parlament 
noch nicht bereit, auf „französischen Antrag“202 die historische Konse-
quenz zu ziehen – und Art. 42 Abs. 7 UAbs. 1 Satz 1 EUV anzuerkennen 
als eigenständige, vom Grundgesetz emanzipierte Ermächtigungsgrund-
lage.

Kollektive Verteidigung 51/42, emanzipiert vom Grundgesetz, bedeu-
tet: Die Europäische Union verpflichtet sich und die Mitgliedstaaten dem 
Verteidigungsbegriff der VN-Charta, nicht einer Systemlogik im For-
mat des Art. 24 Abs. 2 GG. Sie schuldet auch ihrerseits nicht den Nach-
weis, dass sie als System kollektiver Sicherheit gelten kann. Art. 42 Abs. 7 

gung, DVBl. 2011, S. 1325 ff.; Dieter Wiefelspütz, Die Bundeswehr in Libyen – Operation 
Pegasus aus Sicht des Völker- und Staatsrechts, HuV-I 2012, S. 56 ff. (Nachw.). BVerfGE 
140, 160 (188 f. Rn. 69) hat in der Auseinandersetzung über die am 26. Februar 2011 durch-
geführte „Pegasus“-Evakuierungsmission außer Streit gestellt, dass auch „jeder unilaterale 
Auslandseinsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte“ der grundsätzlich vorherigen parla-
mentarischen Zustimmung bedarf; das gelte „unabhängig von der in diesem Organstreit 
nicht zu klärenden Frage nach der Ermächtigungsgrundlage solcher Einsätze“; Analyse des 
Pegasus-Urteils: Nürnberg/Schenk (Fn. 153), S. 518 ff.

197  Spontankoalitionen sind keine Systeme kollektiver Sicherheit, Röben (Fn. 28), S. 591.
198  Florian Sax, Soldaten gegen Piraten, 2018, S. 147 ff.; Schorkopf (Fn. 54), § 6 Rn. 64 ff.
199  BVerfGE 123, 267 (360).
200  Jasper Finke, Selbstverteidigungsrecht gegen nichtstaatliche Akteure, AVR 2017, S. 1 

(8 f.); Cremer (Fn. 187), S. 118; Mehrdad Payandeh/Heiko Sauer, Die Beteiligung am Anti-
terroreinsatz in Syrien, ZRP 2016, S. 34 (34 f.); Röttgen (Fn. 171), S. 218 f.; auch Chris Gut­
mann/Carl-Philipp Sassenrath, Auslandseinsätze der Bundeswehr ohne Sicherheitsratsman-
dat: Rahmen und Regeln kollektiver Sicherheitssysteme und die Drittstaatennothilfe unter 
dem Grundgesetz, NZWehrr 2017, S. 177 (251 ff.), die allerdings in der 2249–Formulierung 
„all necessary measures“ eine hinreichende Ermächtigung zur Gewaltanwendung gegen den 
IS sehen.

201  BT-Drs. 18/6866, S. 2; BT-Drs. 18/9960, S. 2; BT-Drs. 19/23, S. 2.
202  BT-Drs. 18/6866, S. 2; BT-Drs. 18/9960, S. 2; BT-Drs. 19/23, S. 2.
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UAbs. 1 Satz 1 EUV erlaubt Ad-hoc-Kooperationen203 – freilich inner-
halb einer Union eng verbundener und verbündeter Staaten, einer Werte-
gemeinschaft, die ihren Grundsätzen „weltweit zu stärkerer Geltung ver-
helfen will“ (Art. 21 Abs. 1 EUV). Dass der Einsatz der Bundeswehr allein 
im System-Rahmen und nach System-Regeln204 soll stattfinden dürfen, ge-
hört auch nicht im Sinne der irischen Klausel (Art. 42 Abs. 7 UAbs. 1 Satz 
2 EUV) zum änderungsresistenten und integrationsfesten Kernbestand 
deutscher Sicherheitspolitik.205 Die „Rahmen und Regeln“-Festlegung des 
deutschen Verfassungsrechts will den Verteidigungsschwur der Unions
staaten nicht durchkreuzen. Die Europäische Union ist ein Gemeinwesen 
mit einer eigenständigen Verteidigungsidee im Kontext der wertegebunde-
nen GSVP (Art. 42 Abs. 1 Satz 1, Art. 21 EUV). Derart eingebettet, ist ir-
relevant, dass Art. 42 Abs. 7 EUV für seinen Zweck auf eine „System“-Or-
ganisation und supranationale Beschlussförmlichkeit verzichtet. Das Ersu-
chen Frankreichs und die Beistandsversicherungen der Mitgliedstaaten am 
17. November 2015 vollzogen nicht nur das intergouvernementale Muster 
des Art. 42 Abs. 7 EUV, sondern konstituierten im Vorgriff auf Art. 42 
Abs. 2 UAbs. 1 Satz 2 EUV206 ein Bündnis in „gemeinsamer Verteidigung“.

Bundesregierung und Bundestag konnten an dieser Ad-hoc-Verabre-
dung gemeinsamer Verteidigung auf primärrechtlicher Grundlage teilneh-
men, ohne Bindung an Art. 24 Abs. 2 GG.207 Deutschlands Zugehörigkeit 
zur emanzipierten Verteidigung 51/42 geht zurück auf die integrationsge-
setzliche Entscheidung (Art. 23 Abs. 1 Satz 3 GG) für zwischenstaatlichen 
Beistand in einer solidarischen Union – gewiss „Einordnung“, jedoch ab-
gekoppelt von der abstrakten Einordnungsermächtigung des Art. 24 Abs. 2 
GG,208 angeschlossen an die konkret verfasste Union. Zu deren Grund-
lagen gehören die Werte des Art. 2 EUV, „die Achtung der Grundsätze 
der Charta der Vereinten Nationen und des Völkerrechts“ (Art. 21 Abs. 1 
UAbs. 1 EUV) und im Beistandsfall die strikte Gebundenheit an Art. 51 

203  Begriff: Weißbuch der Bundesregierung (Fn. 39) S. 80 f., 108 – dort allerdings abge-
setzt vom Kapitel „Deutschland in der Europäischen Union“ (S. 70 ff.).

204  Ausführlich Gutmann/Sassenrath (Fn. 200), S. 177 (180 ff.). Die Anforderungen ge-
hen zurück auf BVerfGE 90, 286 (345): Art. 24 Abs. 2 GG als Grundlage für eine Verwen-
dung der Bundeswehr zu Einsätzen „im Rahmen und nach den Regeln“ des Systems gegen-
seitiger kollektiver Sicherheit; Sauer (Fn. 38), Rn. 325 zur „Einsatzherrschaft des Systems“ 
als Zurechnungsvoraussetzung.

205  A.A. Cremer (Fn. 187), S. 116 f., der die allein auf den Parlamentsvorbehalt bezo-
gene „integrationsfest“-Doktrin aus BVerfGE 123, 267 (361) auf Art. 24 Abs. 2 GG erstre-
cken will.

206  Sebastian Graf Kielmansegg, Auf dem Weg zur Europäischen Armee? Ambitionen 
und Grenzen des Unionsrechts bei der Schaffung integrierter Streitkräfte, in: Sebastian 
Graf von Kielmansegg/Heike Krieger/Stefan Sohm (Hrsg.), Multinationalität und Integra-
tion im militärischen Bereich, 2018, S. 65 (72 f., 74).

207  A.A. Röttgen (Fn. 171), S. 219; Cremer (Fn. 187), S. 116 ff.; Payandeh/Sauer (Fn. 200), 
S. 36 f.; Sauer (Fn. 38), Rn. 325; Schorkopf (Fn. 54), § 6 Rn. 125.

208  Fassbender (Fn. 44), Rn. 74.
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VN-Charta. Art. 42 Abs. 7 EUV verpflichtet die Bundesrepublik kraft 
vertragsgesetzlicher Entscheidung mit Rückhalt in Art. 23 Abs. 1 GG. In-
tegrationsgesetzgebung ist Verfassungsänderung. Diesseits der revisions-
rechtlich unverrückbaren Grenze (Art. 23 Abs. 1 Satz 3, Art. 79 Abs. 3 GG) 
entscheidet der verfassungsändernde Integrationsgesetzgeber gestaltungs-
frei. Mit der Zustimmung zum solidarischen Beistand in der GSVP hat er 
den Einsatz der Bundeswehr in einem eigenständigen Verpflichtungs- und 
Ermächtigungstatbestand des Unionsrechts freigegeben. Auch das Aus-
drücklichkeitsgebot des Art. 87a Abs. 2 GG steht nicht entgegen.209 Die 
Revisionsgewalt des Art. 23 GG ist nicht dem Verfassungsgesetz der kons-
titutiven Urkundlichkeit unterworfen.210 Diese Änderungsgewalt entzieht 
sich dem Textänderungs- und Inkorporationsgebot (Art. 79 Abs. 1 Satz 1 
GG) und ebenso der internen Textverantwortung, die Art. 87a Abs. 2 GG 
speziell für die Streitkräfteverwendung einfordert. Der Integrationsge-
setzgeber trägt externe Textverantwortung, gerichtet auf Bestimmtheit 
des Integrationsprogramms, hier des Art. 42 Abs. 7 EUV im Kontext der 
GSVP. Der Verfassungsgesetzgeber schuldet allenfalls deklaratorische Ur-
kundlichkeit, die Deutschlands Inpflichtnahme im europäischen Bündnis-
fall auch im Text des Grundgesetzes verdeutlicht.

Das Bundesverfassungsgericht hat die Freisetzung der europäischen 
Verteidigungssolidarität kraft integrationsgesetzlicher Revision nicht er-
örtert, aber auch nicht bestritten, lediglich der Europäischen Union be-
scheinigt, sie könne „zumindest vertretbar als ein System gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit angesehen werden“.211 Der Beschluss vom 17. Sep-
tember 2019 lehnt Vollkontrolle ab, verweist auf „die Vertretbarkeit einer 
Annahme der Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 42 Abs. 7 EUV“,212 
damit aber auf Regierung und Parlament. Wenn der Deutsche Bundestag 
und die Bundesregierung diese Kompetenz annehmen, werden sie über 
Art. 42 Abs. 7 EUV noch einmal nachdenken – und feststellen, dass dieser 
Tatbestand von einem deutschen System-Rahmen nichts weiß und deut-
schen System-Regeln nicht folgen will. Wer die Systemlogik des Art. 24 
Abs. 2 GG unilateral in die unionsrechtliche Bündnisklausel hineinma-
növriert, kupiert die verfassungsgeschichtlich gewichtige, emanzipato-
risch-solidarische Revision des Grundgesetzes im Zuge der GSVP-Inte-
gration. Ebenso selbständig, unabhängig von Art. 24 Abs. 2 GG, trägt der 
Ermächtigungstitel des Art. 43 EUV. Die Bundeswehr beteiligt sich an 

209  A.A. Sauer (Fn. 38), Rn. 279.
210  Ulrich Hufeld, Urkundlichkeit und Publizität der Verfassung, in: Josef Isensee/Paul 

Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. XII, 
3. Aufl. 2014, § 259 Rn. 15 f., 17 ff.

211  BVerfG Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 52 mit Nachw.
212  BVerfG Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 53.



25 Jahre wehrverfassungsrechtlicher Parlamentsvorbehalt 419

Digitale Kopie – nur zur privaten Nutzung durch den Autor/die Autorin – © Mohr Siebeck 2019

Missionen im Format EU NAVFOR Somalia Operation Atalanta213 sowie 
EUNAVFOR MED Operation Sophia214 und EUTM Mali215 auf unions-
rechtlicher Grundlage mit Selbstand.

b) Deutschland in der Koalition der Willigen

Aus der Einschränkung gerichtlicher Kontrolle erwächst legale Bestim-
mungsmacht der Kontrollierten. Nach Maßgabe der Entscheidung des 
Zweiten Senats vom 17. September 2019 entscheiden Bundesregierung und 
Bundestag über deutsche Gewaltpolitik in einer Verteidigungskoalition 
der Willigen. Ein frappierender Beschluss: Regierung und Parlaments-
mehrheit müssen sich im Organstreit fragen lassen, ob der Einsatz der Bun-
deswehr im System kollektiver Sicherheit noch („vertretbar“) mit Zustim-
mungsgesetz und Bündnisprogramm in Verbindung steht – nicht aber der 
Rüge stellen, dass die parlamentarische Ermächtigung aus Art. 24 Abs. 2, 
Art. 59 Abs. 2 GG in der Ad-hoc-Koalition der Willigen gänzlich fehlt.216 
Plausibel ist das nur, wenn die Auslandsverwendung der Bundeswehr über 
Art. 24 Abs. 2 GG hinaus217 in einem Spektrum der Einsatztitel Halt fin-
den kann: Art. 87a Abs. 2, Art. 24 Abs. 2 GG, Evakuierungseinsatz kraft 
grundrechtlicher Schutzpflicht, Art. 42 Abs. 7 und Art. 43 EUV.

Die vonseiten der Fraktion Die Linke behauptete Verletzung von Parla-
mentsrechten durch das (erste) Anti-IS-Mandat war im restriktiven Kon-
trollzuschnitt a limine ausgeschlossen. Der Verwerfungsbeschluss vom 
17. September 2019 bekräftigt einmal mehr: Auslandseinsätze der Bundes-
wehr mandatiert der Bundestag „als Repräsentationsorgan des Volkes“ – 
die Entscheidung ist ihm „anvertraut“.218 Die Wendung erinnert, vielleicht 
zufällig, gewiss aber sinnfällig, an Art. 92 GG. Soweit das Verfassungs 
(prozess)recht den Rechtsweg nicht anbietet oder die Kontrolldichte redu-

213  Erster Mandatsantrag: BT-Drs. 16/11337 v. 10.12.2008; jüngster Fortsetzungsantrag: 
BT-Drs. 19/8970 v. 3.4.2019.

214  BT-Drs. 18/6013 v. 16.9.2015; BT-Drs. 18/8878 v. 22.6.2016; BT-Drs. 18/12491 v. 
24.5.2017; BT-Drs. 19/2381 v. 30.5.2018; vgl. Beschluss (GASP) 2015/778 des Rates v. 
18.5.2015 „über eine Militäroperation der Europäischen Union im südlichen zentralen 
Mittelmeer (EUNAVFOR MED)“, Amtsbl. EU Nr. L 122/31 vom 19.5.2015, gestützt auf 
Art. 42 Abs. 4 und Art. 43 Abs. 2 EUV.

215  Erster Mandatsantrag: BT-Drs. 17/12367 v. 19.2.2013; jüngster Fortsetzungsantrag: 
BT-Drs. 19/8971 v. 3.4.2019; vgl. Beschluss 2013/34/GASP des Rates v. 17.1.2013 „über eine 
Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur Ausbildung der malischen Streit-
kräfte (EUTM Mali)“, Amtsbl. EU Nr. L 14/19 vom 18.1.2013, gestützt auf Art. 42 Abs. 4 
und Art. 43 Abs. 2 EUV.

216  BVerfG Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 36 einerseits, Rn. 42 andererseits.
217  Zur Ausschließlichkeit des Art. 24 Abs. 2 GG repräsentativ Röben (Fn. 28), S. 591: 

Das Grundgesetz erfasse „auch die Landesverteidigung über Art. 24 Abs. 2 GG“, notfalls 
– wenn das „Regelmodell“ nicht greift – bleibe das auch völkergewohnheitsrechtlich aner-
kannte „naturgegebene Recht zur Selbstverteidigung“.

218  BVerfG Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 44.
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ziert, verlagert sich „anvertraute“ Letztverantwortung von der Justiz auf 
das Parlament. Der Bundestag übernimmt Legalitätsverantwortung.

In zweiter Linie problematisiert das Gericht eine „Überschreitung 
der Integrationsgrenzen“ im Hinblick auf die VN-Charta. Ein irritie-
render Beschluss: Das Satzungsrecht des Art. 24 Abs. 2–Systems, näher-
hin Art. 51 VN-Charta, soll „zumindest vertretbar“ kollektive Vertei-
digung auch „gegen nichtstaatliche Akteure auf dem Territorium eines 
Drittstaats“ einschließen219 und zugleich die Verletzung von Parlaments-
rechten aus Art. 24 Abs. 2, Art. 59 Abs. 2 GG „von vornherein“ ausschlie-
ßen.220 So sehr die völkerrechtliche Billigung überzeugt,221 so heikel der 
verfassungsrechtliche Nexus: Will der Senat die Verteidigungskoalition der 
Willigen dem Systemzusammenhang der VN zuschlagen? Dass sich die 
Ad-hoc-Koalition unter Berufung auf Art. 51 VN-Charta im Rahmen und 
nach den Regeln der VN verteidigt und die Bundeswehr mit Rückhalt in 
Art. 24 Abs. 2 GG teilhaben kann, wäre allerdings eine grundstürzende 
Neuerung. Art. 24 Abs. 2 GG verlöre seine Konturen. Art. 51 VN-Charta 
verweist auf das naturgegebene Recht zur individuellen oder kollektiven 
Selbstverteidigung, „System“-Norm im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG ist er 
gerade nicht.

Mit dem Rückzug auf „Vertretbarkeit“222 verweist der Senat auf die 
„Volksvertretung“223 und die dort mehrheitlich vertretene Rechtsauffas-
sung. Mit dem Verwerfungsbeschluss vom September 2019 bestätigte der 
Senat nachträglich, was die Mehrheit des Parlaments und Teile der Oppo-
sition224 bereits 2015 antizipiert hatten. Der Bundestag war auf sich ge-
stellt. Die Risiko- und Legitimationsdebatte musste die Legalitätskritik 
auffangen, neben Art. 42 Abs. 7 EUV auch Art. 87a Abs. 2 GG als Basis-
norm für die Mitwirkung der Bundeswehr in einer Koalition der Willigen 
in Betracht ziehen.

219  BVerfG, Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 46 („vertretbare Interpretation von 
Rechten und Pflichten in einem System nach Art. 24 Abs. 2 GG“) und Rn. 50 („zumindest 
vertretbar“).

220  BVerfG, Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 46.
221  von Arnauld (Fn. 69), Rn. 1127 zum „Quasi-de-facto-Regime“; dazu Finke (Fn. 200), 

S. 18: „So wird die phänomenologische Nähe zwischen Staat und de-facto-Regimen auf 
weitere, letztlich nichtstaatliche Herrschaftsgebilde übertragen“; Corinna Dau, Die völ-
kerrechtliche Zulässigkeit von Selbstverteidigung gegen nicht-staatliche Akteure, 2018, 
S. 117 ff. (nicht-staatliche Akteure und Aufenthaltsstaaten), S. 136 ff. (Hintergrundstaaten).

222  BVerfG, Beschluss v. 17.9.2019, 2 BvE 2/16, Rn. 46, 50, 52.
223  BVerfG, Beschluss v. 29.1.2019, 2 BvC 62/14, Rn. 44.
224  Abg. Katja Keul, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14121: „keine 

Klagemöglichkeit beim Verfassungsgericht“.
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3. Legitimationsvorbehalt –  
wie weit trägt die Strucksche Formel?

Die Anti-IS-Mission sei ein gefährlicher Einsatz, ein parlamentarisches 
Mandat „mit breiter Mehrheit“ die beste Rückendeckung.225 Die Zustim-
mung des Bundestages zu einem konkreten Mandatsantrag ist nicht denk-
bar ohne die Zusage, die Gefährlichkeit der Mission, die Gefahren für Leib 
und Leben mitbedacht zu haben: „Wir schicken Soldaten doch nicht in ein 
unkalkulierbares Risiko“.226 2016 forderte die Türkei den Bundestag he-
raus, indem sie Truppenbesuche der Abgeordneten am Standort Incirlik 
blockierte.227 Die Opposition attackierte den „Kniefall vor dem türkischen 
Präsidenten Erdogan, weil Sie unsere Parlamentsarmee diesem Despoten 
damit auf dem Silbertablett servieren“.228 Die Legitimationskraft des parla-
mentarischen Mandats stand in Frage. Auch aus Sicht der Koalitionsabge-
ordneten war das „Besuchsrecht bei den Soldaten absolut konstitutiv und 
wichtig“.229 Die Verlegung des deutschen Kontingents vom türkischen In-
cirlik ins jordanische Al-Asraq war 2017 unabweisbar.

Indessen gehörte zu den Risiken und Legitimationsnöten der Anti-IS-
Mandate von Anfang an auch ein Rechtsrisiko. Der Rekurs auf Art. 42 
Abs. 7 EUV, dessen alleinige und dauerhafte Tragfähigkeit schien unsi-
cher. Die Bundesregierung blieb Prägnanz schuldig. Über sechs Mandats-
anträge230 ließ sie nicht davon ab, Art. 24 Abs. 2 GG voranzustellen, die 
Entsendung im Rahmen und nach den Regeln „eines“ Systems kollektiver 
Sicherheit zu behaupten, dann aber umzuschwenken auf „die internatio-
nale Anti-IS-Koalition“ in „ihrem“ Kampf auf der Grundlage des Art. 51 
VN-Charta, danach erst die Resolution 2249 (2015) mit Folgeresolutionen 
einzuführen, bemüht, mit deren Autorisierungskraft wiederum Art. 51 
VN-Charta abzusichern,231 wiewohl sich die Erlaubnispolitik des Sicher-

225  Abg. Henning Otte, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14123.
226  Abg. Rainer Arnold, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14122.
227  Zum „Besuchsrecht der Abgeordneten für die im Ausland stationierten Solda-

ten“: Abg. Florian Hahn, Plenarprot. der 196. Sitzung v. 20.10.2016, 18/196, S. 19508; Abg. 
Alexander S. Neu, Plenarprot. der 199. Sitzung v. 10.11.2016, 18/199, S. 19840 f.; Abg. Omid 
Nouripour, Plenarprot. der 199. Sitzung v. 10.11.2016, 18/199, S. 19845; Abg. Rainer Arnold, 
Plenarprot. der 199. Sitzung v. 10.11.2016, 18/199, S. 19846.

228  Abg. Sevim Dağdelen, Plenarprot. der 199. Sitzung v. 10.11.2016, 18/199, S. 19851.
229  Abg. Thorsten Frei, Plenarprot. der 199. Sitzung v. 10.11.2016, 18/199, S. 19850; vgl. 

auch die Schilderung der Abg. Siemtje Möller, Plenarprot. der 23. Sitzung v. 22.3.2018, 19/23, 
S. 2063, unter dem Eindruck der Situation vor Ort: „Jetzt habe ich die Absolutheit des Zer-
störungswillens des „Islamischen Staates“ gesehen“.

230  BT-Drs. 18/6866, S. 1 f.; BT-Drs. 18/9960, S. 1 f.; BT-Drs. 19/23, S. 1 f.; BT-Drs. 
19/1093, S. 1 f.; BT-Drs. 19/4719, S. 1 f.; BT-Drs. 19/13290, S. 1 f.

231  Vgl. auch die Bundesministerin der Verteidigung, Ursula von der Leyen, Plenarprot. 
der 142. Sitzung v. 2.12.2015, 18/142, S. 13876, zu Art. 51 VN-Charta, dem „flankierend die 
entsprechenden VN-Resolutionen zur Seite gestellt“ seien.
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heitsrates und Art. 51 VN-Charta wechselseitig ausschließen.232 Auf die 
„unwilling or unable“-Doktrin233 rekurrierten die Antragstexte immer-
hin implizit mit Hinweis auf militärische Maßnahmen auf syrischem Ge-
biet, „da die syrische Regierung nicht in der Lage und/oder nicht willens 
ist, die von ihrem Territorium ausgehenden Angriffe durch den IS zu un-
terbinden“. Die Kritik an der Unschärfe der Zustimmungsanträge234 war 
berechtigt, der Bundestag verantwortlich.

Das Parlament hat die ihm aufgebürdete Legalitätsverantwortung nicht 
verweigert. Die Diskussion der Rechtsgrundlagen235 war Teil einer freilich 
umfassenden Debatte über „Politik gegenüber einem neuartigen Terror“ 
und die Frage, „wie wir uns als Europäer in einer Region diplomatisch po-
sitionieren wollen, die wir seit Jahrzehnten praktisch allein den USA über-
lassen haben“.236 In der Plenardebatte hat sich der Vorsitzende des Auswär-
tigen Ausschusses, der Koalitionsabgeordnete Norbert Röttgen, in legiti-
matorischer Absicht die Freiheit genommen, den Rekurs auf Art. 24 Abs. 2 
GG in die „Verantwortung der Bundesregierung“ zu verweisen, seine Ein-
schätzung von der Begründung des Mandatsantrags abzukoppeln und für 
seine Zustimmung eine andere Rechtsgrundlage ins Feld zu führen: „Poli-
tisch ist für mich entscheidend, dass es eine verfassungsrechtliche Grund-
lage gibt“ – das aber sei Art. 87a Abs. 2 GG.237 Eine „endlose Ausweitung 
von Bundeswehreinsätzen“ folge daraus nicht. „Denn stets zu fordern ist 
eine konkrete Gefahr für die Bundesrepublik Deutschland. Die Bundes-

232  Sebastian Graf Kielmansegg, An der Nahtstelle der Friedensordnung – Bedeutung 
und Grenzen des Selbstverteidigungsrechts im System kollektiver Sicherheit, AVR 2012, 
S. 285 (295 ff.).

233  Paulina Starski, Right to Self-Defense, Attribution and the Non-State Actor – Birth 
of the „Unable or Unwilling“ Standard? –, ZaöRV 2015, S. 455 (471 ff.).

234  Finke (Fn. 200), S. 2: „Rechtsgrundlagen-Potpourri“; Payandeh/Sauer (Fn. 200), 
S. 35; Dieter Weingärtner, bis September 2018 Leiter der Rechtsabteilung des BMVg, in: Lo-
yal – Das Magazin für Sicherheitspolitik, 2019, Heft 2, S. 34: „eher eine Stoffsammlung als 
eine rechtliche Einordnung“.

235  Abg. Florian Hahn, Plenarprot. der 142. Sitzung v. 2.12.2015, 18/142, S. 13896: „Das 
Völkerrecht ist kein Suicide Pact. Artikel 51 der UN-Charta sagt vielmehr klar: Wir dür-
fen uns wehren, und wir dürfen unseren Freunden auch zur Hilfe eilen“; Abg. Rolf Müt­
zenich, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14111: „überzeugende rechtliche 
Herleitungen“; Abg. Sahra Wagenknecht, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, 
S. 14115: „Krieg, für den es kein Mandat der Vereinten Nationen gibt, der völkerrechts-
widrig ist und klar dem Grundgesetz widerspricht“; Abg. Anton Hofreiter, Plenarprot. der 
144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14119: „kein Mandat nach Artikel VII“; Abg. Agnieszka 
Brugger, Plenarprot. der 196. Sitzung v. 20.10.2016, 18/196, S. 19505: „Die Bundeswehr wird 
im Rahmen einer Koalition der Willigen eingesetzt“; Abg. Jürgen Trittin, Plenarprot. der 4. 
Sitzung v. 12.12.2017, 19/4, S. 222.

236  Röttgen (Fn. 171), S. 217, 220.
237  Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14117; auch Röttgen (Fn. 171), 

S. 219 f. unter der Überschrift „Artikel 87a statt 24 GG“; gegen die Tragfähigkeit des Art. 87a 
Abs. 2 GG Holger Kremser, Der bewaffnete Einsatz der Bundeswehr gegen die Terrororga-
nisation „Islamischer Staat“ im Lichte des Staats-, Europa- und Völkerrechts, DVBl. 2016, 
881 (882 ff.).
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wehr würde nicht zur verfassungsrechtlich legitimierten weltweiten Inter-
ventionsarmee mutieren“.238 Konsequent forderte Röttgen die Bereitschaft, 
Art. 51 VN-Charta gegen bewaffnete Angriffe nichtstaatlicher Gruppen 
in Stellung zu bringen, damit „eine politisch höchst bedeutsame Fortent-
wicklung des geltenden internationalen Rechts“ zu forcieren.239

Eine charakteristische Situation: Offenkundig besteht juridischer Le-
gitimationsbedarf. Kein Abgeordneter reklamiert für den Zustimmungs-
beschluss, dieser allein stifte hinreichende Legitimation. Die Notwendig-
keit materieller Doppellegitimation, der völker- und verfassungsrechtli-
chen Rechtfertigung, wird anerkannt. Der Bundestag kann seinerseits die 
Staatspraxis und die Rechtslage prägen, solange das Bundesverfassungsge-
richt rechtfertigungshalber Zurückhaltung übt, zugleich unnachgiebig die 
parlamentarische Mitwirkungskompetenz schützt. Dann ist von Belang, 
dass der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses die Begrenzungsfunk-
tion des Art. 87a Abs. 2 GG hochhält und für einen Einsatz „zur Verteidi-
gung“ eine konkrete Gefahr für die Bundesrepublik Deutschland voraus-
setzt.240 Eine Entgrenzung dahin, dass die Verteidigung Deutschlands alles 
umfasse, „was nach dem geltenden Völkerrecht zum Selbstverteidigungs-
recht nach Art. 51 der Charta der Vereinten Nationen“ zu rechnen sei,241 
übersteigt die Strucksche Formel242 und kann nicht überzeugen, nicht im 
Deutschen Bundestag, nicht historisch und nicht verfassungsdogmatisch.

4. Einzelfallvorbehalt – serielle Mandatspolitik

Die Einsatzmandate haben sich in der parlamentarischen Praxis auf der 
Linie der „konstitutiven“243 und „originären“244 Mitwirkung entwickelt, 
weg von punktueller Zustimmung, hin zu einer linearen „Ermächtigungs-
grundlage, die dem gesamten Einsatz zugrundeliegt“.245 Das gilt gewiss für 
Missionen, die über lange Zeit immer wieder im Jahresrhythmus verlängert 

238  Röttgen (Fn. 171), S. 220.
239  Röttgen (Fn. 171), S. 219.
240  Röttgen (Fn. 171), S. 220; vgl. auch Manfred Baldus/Sebastian Müller-Franken, in: 

v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 3, 7. Aufl. 2018, Art. 87a Rn. 45 f.; Otto Depenheuer, 
in Maunz/Dürig, GG, Art. 87a Rn. 119 ff. (2008); Werner Heun, in Horst Dreier (Hrsg.), 
GG, Bd. III, 3. Aufl. 2018, Art. 87a Rn. 17; Ferdinand Kirchhof, Verteidigung und Bundes-
wehr, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepu-
blik Deutschland, Bd. IV, 3. Aufl. 2006, § 84 Rn. 53.

241  BVerwGE 127, 1 (11 Rn. 51); BVerwGE 127, 302 (312); Volker Epping, in: Vol-
ker Epping/Christian Hillgruber (Hrsg.), BeckOK GG, 41. Edition 2019, Art. 87a Rn. 6; 
Bernd Grzeszick, in: Wolfram Höfling (Hrsg.), GG, Art. 87a Rn. 25; Gutmann/Sassenrath 
(Fn. 200), NZWehrr 2018, S. 17 (24 ff. mit weiteren Nachw.); Payandeh/Sauer (Fn. 200), S. 37; 
Wiefelspütz (Fn. 196), S. 60 f.

242  Siehe oben im Text bei Fn. 102 ff. (sub II 3 b).
243  BVerfGE 90, 286 (383).
244  BVerfGE 121, 135 (169).
245  Paulus (Fn. 27), S. 94.
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werden. Im Zuge serieller Zustimmung246 sieht der Bundestag seine Posi-
tion befestigt, aber auch die Hoheit über sein Mandat gefährdet, eingedenk 
der mephistophelischen Warnung: Das erste steht uns frei, beim zweiten 
sind wir Knechte.

Je länger je mehr hat er mit der Mahnung zu tun, „multilaterale mi-
litärische Verbundfähigkeiten“247 zu schützen und internationale Koali-
tionen weiter mitzutragen. Der unilaterale Rückzug gilt als Sündenfall. 
Gleichwohl, in der Debatte über die vierte Verlängerung des Anti-IS-Man-
dats insistierte Rolf Mützenich: „Es ist eine notwendige Voraussetzung für 
ein selbstbewusstes Parlament, zu zeigen, dass wir Mandate beenden kön-
nen“.248 Konfrontiert mit der fünften Verlängerung, drängte die SPD-Frak-
tion darauf, dass die Befristung bis zum 31. Oktober 2020 nicht greift für 
die deutschen Beiträge zur luftgestützten Aufklärung sowie zur Luftbe-
tankung; diese „werden zum 31. März 2020 beendet“.249 Wer darin nur ein 
„Hemmnis für eine multilateral ausgerichtete Außen- und Sicherheitspo-
litik“250 finden kann, verkennt das verfassungsrechtliche Gleichgewichts
prinzip, die notwendige Parlamentarisierung der auswärtigen Gewalt: Der 
offene Staat, der sich zur europäischen und internationalen Zusammenar-
beit bekennt, die Reichweite der auswärtigen Gewalt und auswärtigen Po-
litik kontinuierlich ausdehnt, innerstaatliche Angelegenheiten zunehmend 
der Europa- und Weltinnenpolitik überantwortet, muss das parlamenta-
rische (Gegen-)Gewicht in der Staatsleitung zur gesamten Hand mitwach-
sen lassen.251

Die Abgeordneten, die Koalitionsfraktionen, die dort maßgeblichen 
Außen- und Verteidigungspolitiker wollen gewonnen werden, zumal für 
serielle Mandatspolitik. Die Bundesregierung muss sich Präzision und Re-
chenschaft im Erstantrag und in den Folgeanträgen angelegen sein lassen. 
Sie darf sich nicht, je länger je weniger, auf § 3 Abs. 2 ParlBG zurückzie-
hen, wenn sich die Erwartungen nicht auf Anhieb erfüllen, der chirur-
gische Eingriff nicht gelingt, die Bedingungen des möglichen Erfolgs in 
komplexer Lage erst errungen werden müssen. Sie schuldet dem Bundes-
tag regelmäßige Unterrichtung252 über „den Verlauf der Einsätze und über 
die Entwicklung im Einsatzgebiet“ (§ 6 Abs. 1 ParlBG). Anders als frühere 

246  Siehe oben im Text bei Fn. 96 zur ISAF- und RSM-Mandatierung seit 2001.
247  Begriff der Rühe-Kommission: BT-Drs. 18/5000, S. 4 et passim.
248  Plenarprot. der 58. Sitzung v. 18.10.2018, 19/58, S. 6428.
249  BT-Drs. 19/13290, S. 5.
250  Milosevic (Fn. 141), S. 476 f.
251  Für ein einheitliches Parlamentsbeteiligungsgesetz in der Außen-, Sicherheits- und 

Europapolitik Michael Fuchs, Parlamentarisierung der Außenpolitik durch Gesetz, DVBl. 
2019, S. 668 (673).

252  Seyffarth (Fn. 128), § 6 Rn. 2 ff.; Regierungsinformation zur Stabilisierung von Ver-
trauen primär im Verhältnis zu den Regierungsfraktionen, zur Ermöglichung von Kontrolle 
primär in der Beziehung zu den Oppositionsfraktionen: Meinel (Fn. 92), S. 248 ff.
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Anträge253 hat die Bundesregierung ihre Anti-IS-Initiativen im Anschluss 
an die standardisierte Gliederung (Ziff. 1–10) politisch sorgfältig begrün-
det und ajouriert, die vierte und fünfte Verlängerung254 auch als Rechen-
schaftsberichte ausgestaltet.

Durchgesetzt hat sich für die formalisierte Antragstellung (§ 3 ParlBG) 
eine Zehn-Punkte-Dramaturgie.255 Das Ersuchen um parlamentarische 
Zustimmung steht voran (Ziff. 1); Ziff. 2 erläutert die Rechtsgrundlagen; 
Ziff. 3–5 konturieren Auftrag, Aufgaben und einzusetzende Fähigkei-
ten;256 Ziff. 6 und 8 begrenzen die Mandate territorial (etwa: Aufklärung 
und Betankung „im Luftraum über dem Operationsgebiet des IS in Syrien 
und über dem Territorialgebiet von Anrainerstaaten, von denen eine Ge-
nehmigung der jeweiligen Regierung vorliegt“257) und zeitlich, regelmäßig 
auf ein Jahr;258 Ziff. 7 („Status und Rechte“) schließt die unabweisbare Be-
fugnisnorm259 ein: „Die eingesetzten Kräfte haben zur Durchsetzung ih-
rer Aufträge das Recht zur Anwendung militärischer Gewalt“; Ziff. 9 legt 
für den „Personaleinsatz“ eine Höchstgrenze fest – zunächst 1.200 Solda-
tinnen und Soldaten bis März 2018,260 sodann 800,261 zuletzt 700;262 end-
lich bezeichnet Ziff. 10 die Kosten: aufaddiert hat der Bundestag für die 
sechs Anti-IS-Mandate 520 Millionen Euro veranschlagt.263

253  Vgl. die empirisch untermauerte Kritik bei Dietz (Fn. 143), S. 621 ff. und den Befund 
S. 622: „§ 3 Abs. 2 ParlBG zählt zwar die aus Sicht der Bundesrepublik für eine Entsendung 
quasi aus dem Inland heraus relevanten Daten auf, jedoch keine ausreichenden Daten über 
die Verhältnisse im Zielgebiet“.

254  BT-Drs. 19/4719, S. 6–9, BT-Drs. 19/13290, S. 6–10.
255  Seit dem vierten Anti-IS-Mandat, Antrag der Bundesregierung v. 7.3.2018, BT-Drs. 

19/1093, Zustimmung des Bundestages mit 359 Ja-Stimmen, Plenarprot. der 23. Sitzung v. 
22.3.2018, 19/23, S. 2075.

256  Neun-Punkte-Mandatsanträge führen die „Aufgaben“ nicht separat auf, deren Be-
schreibung findet sich dann im „Auftrag“, so etwa die Mali-Mandate, BT-Drs. 19/8971 
(EU-Mission EUTM) und BT-Drs. 19/8972 (VN-Mission MINUSMA), beide v. 3.4.2019.

257  BT-Drs. 19/13290, S. 5 (Ziff. 8).
258  Anders aber das lediglich bis zum 31.3.2018 befristete Mandat, das am 12.12.2017 

nach der Wahl des 19. Bundestages, jedoch vor der Regierungsbildung zur Abstimmung 
stand, Plenarprot. der 4. Sitzung v. 12.12.2017, 19/4, S. 226: 436 Ja-Stimmen zum Mandats-
antrag BT-Drs. 19/23 v. 25.10.2017. Die Vorberatung fand im Hauptausschuss statt. Nur er-
gänzend verlängerte das Folgemandat den Einsatz bis zum 31.10.2018, Plenarprot. der 23. 
Sitzung v. 22.3.2018, 19/23, S. 2075: 359 Ja-Stimmen zum Mandatsantrag BT-Drs. 19/1093 
v. 7.3.2018.

259  Ausübung deutscher Staatsgewalt im Auslandseinsatz, auch im System kollektiver Si-
cherheit: Heiko Sauer, Parameter eines materiellen Auslandseinsatzrechts, DÖV 2019, S. 714 
(715 f.).

260  BT-Drs. 18/6866, S. 4; BT-Drs. 18/9960, S. 4; BT-Drs. 19/23, S. 4; zur damaligen Lage 
in Syrien auch der Sachstand der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages, 
Der Syrienkrieg – Akteure und Verhandlungen, WD 2 – 3000 – 043/17 (1.6.2017).

261  BT-Drs. 19/1093, S. 4; BT-Drs. 19/4719, S. 4.
262  BT-Drs. 19/13290, S. 5.
263  In diese Summe sind nicht einbezogen „500 Mio. Euro seit 2014“ für Stabilisierungs- 

und Wiederaufbauprojekte im Irak, „500 Mio. Euro an humanitärer Hilfe in Irak“ 2014–
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Das erste Mandat 2015 konstatiert nur „den“ Angriff; das sechste Man-
dat 2019 steht vor der Frage, ob der bewaffnete Angriff weiter andauert.264 
Der fünfte Verlängerungsantrag kann auf die in vier Jahren errungenen 
Erfolge verweisen,265 vor allem den „zivilen Beitrag“ hervorheben und die 
„Rolle des militärischen Beitrags“ in die zweite Linie verweisen.266 Nach 
der Einbindung der bewaffneten Peschmerga-Ausbildungsmission267 in 
das Anti-IS-Mandat seit März 2018268 findet der Einsatz seinen Schwer-
punkt in der „Förderung der zivil-militärischen Zusammenarbeit zur Un-
terstützung der Stabilisierung im vernetzten Ansatz“.269 Unverkennbar 
dienen das Entlastungsprojekt „Fähigkeitsaufbau – Capacity Building“ 
und der Rückbau des Personals auch dem heimischen Koalitionsfrieden. 
Der Mandatstext 2019 verarbeitet in der Deutung des Staatsministers „un-
terschiedliche Auffassungen“ in der Koalition und „insbesondere“ aufsei-
ten der SPD-Fraktion – „eine Stärke, keine Schwäche unserer Parlaments-
armee“.270

V. Auswärtige Gewaltpolitik zur gesamten Hand

Der wehrverfassungsrechtliche Parlamentsvorbehalt hat sich in 25 Jahren 
bewährt. Die 1995 geäußerte Kritik, dass die Mitsprache der Abgeordneten 
„zu einer stärkeren Provinzialisierung der Außenpolitik“271 führen werde, 
hat sich nicht bestätigt. Der Bundestag ist zu einem gewichtigen Akteur 
der Außenpolitik aufgestiegen. Indem er Verantwortung übernimmt für 

2018 sowie „knapp 7,2 Mrd. Euro ziviler Unterstützung von 2012 bis 2018 sowie 1,7 Mrd. 
Euro im Jahr 2019“ für Syrien und die Nachbarländer, BT-Drs. 19/13290, S. 8 f.

264  Vgl. BT-Drs. 18/6866, S. 5 einerseits, BT-Drs. 19/13290, S. 3 andererseits.
265  BT-Drs. 19/13290, S. 6.
266  Vgl. BT-Drs. 19/13290, S. 8 f. (sub II. „Ziviler Beitrag“) vor S. 9 f. (sub III. „Militäri-

scher Beitrag“) und zuvor BT-Drs. 19/4719 im üblichen Aufbau: Politische Rahmenbedin-
gungen, dann die „Rolle des militärischen Beitrags“ und abschließend „Weiteres Engage-
ment der Bundesregierung“.

267  Mandatsanträge v. 17.12.2014, BT-Drs. 18/3561: Ausbildungsunterstützung „auf Bit-
ten und im Einverständnis mit der Regierung des Irak sowie der Regierung der Region 
Kurdistan-Irak“; v. 6.1.2016, BT-Drs. 18/7207; v. 11.1.2017, BT-Drs. 18/10820; v. 25.10.2017, 
BT-Drs. 19/25. Abschlussbericht der Bundesregierung v. 31.7.2018, BT-Drs. 19/3694. Um-
fassende Analyse: Peter Dreist, Die völker- und verfassungsrechtlichen Grundlagen der 
Ausbildungsmission der Bundeswehr im Nordirak, NZWehrr 2018, S. 1 ff., S. 53 ff., S. 109 ff.

268  BT-Drs. 19/1093, viertes Anti-IS-Mandat (Fn. 252), S. 3: „Wahrnehmung der Koor-
dinierungs- und Führungsfunktion im Kurdistan Training Coordination Center (KTCC)“ 
zur „Fortführung bisheriger Unterstützung“; zur Kritik: Abg. Alexander Graf Lambsdorff, 
Plenarprot. der 20. Sitzung v. 15.3.2018, 19/20, S. 1608.

269  BT-Drs. 19/13290, S. 4.
270  Staatsminister Michael Roth, Plenarprot. der 115. Sitzung v. 26.9.2019, 19/115, 

S. 14074 f.
271  Roellecke (Fn. 15), S. 426.
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jeden272 Auslandseinsatz der Bundeswehr, hat er teil „an der politischen 
Leitungsgewalt des Staates“.273 Er stiftet Legitimation. Er schöpft nicht 
aus Militärfachlichkeit, sondern aktiviert seine Politikfähigkeit274 für den 
Politikbedarf im Ernstfall.275 Die Regierungsinitiative, gubernative Bünd-
nispolitik, diplomatische Vorleistungen, der Mandatsantrag der Bundes-
regierung bleiben in der Außenpolitik zur gesamten Hand unverzichtbar. 
Doch das Parlament soll die gubernativ-expertokratische Funktion nicht 
nur kontrollieren, sondern politisieren und konstitutiv sanktionieren. 
Seine Kompetenz verkoppelt den Primat der Politik und die legitimato-
rische Kraft der politischen Versammlung. Der Deutsche Bundestag trägt 
im Verfahren der Mitwirkung, mit und nach dem Zustimmungsakt außen-
politische Verantwortung – sein Einverständnis ist Legitimationsanker für 
Gewaltpolitik. Die parlamentarische Mitwirkung profiliert den Vorbehalt 
als komplementäre Machtposition im Außenverfassungsrecht.

Summary

25 years ago, the constitutional requirement for parliamentary approval for military de-
ployments outside of Germany saw the light of day in a judgement by the German Consti-
tutional Court. The article maps out the original decision, before it follows both the tradi-
tion and the evolution of the constitutional jurisprudence. It identifies the requirement as a 
parliamentary power in the broader sense of the word, reaching beyond mere co-decision: 
Throughout all the cases put before the Constitutional Court, the requirement was read-
justed but primarily gained a more defined shape. Accordingly, the act of parliamentary 
approval has a threefold function. First, it acknowledges the primacy of politics. Second, 
it makes parliament responsible for the state’s politics of force. Third, parliamentary ap-
proval both legitimizes and limits the approval and the use of force in a specific case.

Finally, the article shows how all of this played out in the German decision to join the 
International military intervention against ISIL in Syria in the aftermath of the Paris at-
tacks in 2015 and how it affected the recent decision by the German Constitutional Court 
dealing with this strategy. While the case for parliamentary approval was based on an ar-
ray of constitutional, European and international provisions, the constitutional options 
developed in the course of European integration were not fully embraced. While national 
constitutional requirements are now fleshed out in full detail, their coherence with Eu-
ropean and international law will deserve political and scholarly attention in the future. 

272  BVerfGE 104, 151 (208); BVerfGE 140, 160 (188 f. Rn. 69).
273  Dieter Wiefelspütz, Der Auslandseinsatz der Bundeswehr und das Parlamentsbetei-

ligungsgesetz, 2008, S. 398.
274  Abg. Rainer Arnold, Plenarprot. der 144. Sitzung v. 4.12.2015, 18/144, S. 14121: „Die 

grundsätzliche Frage, ob wir diesem Mandat zustimmen, ist für mich keine Frage militäri-
scher Details. Es ist für mich in hohem Maß eine Frage von politischer Verantwortung und 
politischer Abwägung“; vgl. auch Abg. Günter Verheugen, Plenarprot. der 248. Sitzung v. 
16.10.1998, 13/248, S. 23153 (Zitat oben im Text bei Fn. 75).

275  Dietz (Fn. 143), S. 16 f.: „Wird das Ziel des Krieges darin gesehen, dem Gegner den 
eigenen politischen Willen aufzuzwingen, setzt das inhaltlich zunächst eine politische Wil-
lensbildung voraus“.
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